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Das Institut

Das Deutsche Institut fir Menschenrechte ist die
unabhangige Nationale Menschenrechtsinstitution
Deutschlands (§ 1 DIMR-Gesetz). Es ist gemaRi den
Pariser Prinzipien der Vereinten Nationen akkredi-
tiert (A-Status). Zu den Aufgaben des Instituts
gehdren Politikberatung, Menschenrechtsbildung,
Information und Dokumentation, anwendungsori-
entierte Forschung zu menschenrechtlichen The-
men sowie die Zusammenarbeit mit internationalen
Organisationen. Es wird vom Deutschen Bundestag
finanziert. Das Institut ist zudem mit dem Monito-
ring der Umsetzung von UN-Behindertenrechts-
konvention und UN-Kinderrechtskonvention sowie
der Berichterstattung zu den Konventionen des
Europarats zu Menschenhandel und zu Gewalt
gegen Frauen und hauslicher Gewalt betraut wor-
den. Hierflr hat es entsprechende Monitoring- und
Berichterstattungsstellen eingerichtet.

Die Autorinnen

Lilly-Allegra Hickisch ist Sozialwissenschaftlerin
und seit 2024 wissenschaftliche Mitarbeiterin in
der Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifi-
sche Gewalt am Deutschen Institut flir Menschen-
rechte. Ihre Arbeitsschwerpunkte liegen im Bereich
des Zugangs von gewaltbetroffenen Frauen zum
Schutz- und Unterstitzungssystem sowie im
Bereich der Taterarbeit.

Anne Daetz ist Juristin und seit 2025 wissen-
schaftliche Mitarbeiterin in der Berichterstattungs-
stelle geschlechtsspezifische Gewalt am Deut-
schen Institut fir Menschenrechte. lhre
Arbeitsschwerpunkte liegen in den Bereichen
Familienrecht sowie Asyl und Migration.

Jolanda Krok ist Psychologin und war von Mai
2024 bis August 2025 wissenschaftliche Mitarbei-
terin in der Berichterstattungsstelle geschlechts-
spezifische Gewalt am Deutschen Institut fr
Menschenrechte. lhr Arbeitsschwerpunkt lag im
Bereich Pravention von geschlechtsspezifischer
Gewalt.

Die vorliegende Analyse gibt die Auffassung des
Deutschen Instituts fir Menschenrechte wieder.



Vorwort

Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen ist in
Deutschland fir viele Betroffene tégliche Realitat.
Dabei wissen wir aus Studien, dass das Risiko fir
Frauen, Gewalt zu erfahren, im eigenen Zuhause
am hochsten ist. Und dies, obwohl sich Deutsch-
land mit der Ratifizierung der Istanbul-Konvention
rechtlich dazu verpflichtet hat, umfassende MaR-
nahmen zur Verhiitung und Bekdmpfung
geschlechtsspezifischer und hauslicher Gewalt zu
ergreifen.

In ihrem Koalitionsvertrag 2025 kiindigen die
Regierungsparteien zahlreiche gesetzliche MafB-
nahmen an, die auf einen besseren Schutz von
Frauen vor Gewalt abzielen. Das Deutsche Institut
flir Menschenrechte begriiBt diese Schritte im
Grundsatz und gibt dabei zu bedenken, dass
Sanktionierung und Pravention nach der Istanbul-
Konvention gleichermaBen geboten sind. Praventi-
on verhindert, dass Frauen geschlechtsspezifische
Gewalt erfahren. Dementsprechend sollten vorran-
gig solche praventiven MaBnahmen ergriffen wer-
den, die darauf ausgerichtet sind, Machtasymmet-
rien zwischen den Geschlechtern aufzubrechen,
Geschlechterstereotype zu Uberwinden und damit
an den Wurzeln geschlechtsspezifischer Gewalt
anzusetzen. Ein wichtiges Instrument, das eine
nachhaltige Verhaltensanderung bewirken kann,
sind Taterarbeitsprogramme. Diese sollen Tater
hauslicher Gewalt dazu bringen, Verantwortung fur
ihr Verhalten zu Gbernehmen und Uber die der
Gewalt zugrundeliegenden Machtdynamiken zu
reflektieren. Da dieses Praventionsinstrument bis-
lang nicht flachendeckend zum Einsatz kommt,
befasst sich die vorliegende Analyse damit, wie

Taterarbeit in Deutschland derzeit rechtlich veran-
kert ist und welche Hirden bei der Anwendung
dieser Rechtsgrundlagen in der Praxis bestehen.
Dabei zeigt sich, dass die rechtlichen Vorschriften
haufig nicht konkret genug auf Taterarbeit hinwei-
sen. Zudem fallt auf, dass Fachkréfte bislang nicht
ausreichend Uber Taterarbeitsprogramme infor-
miert sind und daher in der Praxis nicht konse-
quent auf diese MaBnahmen zuruckgreifen. Auch
zeigt sich eine unzureichende Versorgungslage mit
entsprechenden Angeboten.

Die Analyse richtet sich an Entscheidungstra-
ger*innen in Bund und Landern sowie Fachkrafte
in Behdrden und Justiz. Sie thematisiert die Unter-
versorgung mit Taterarbeitseinrichtungen, welche
nach Qualitdtsstandards arbeiten, die den Vorga-
ben der Istanbul-Konvention entsprechen, sowie
die strukturellen Hurden bei der Anwendung recht-
licher Grundlagen. Die Erkenntnisse und Empfeh-
lungen der Analyse sollen den Diskurs zu Tater-
arbeit als wirkungsvolle PraventionsmaBnahme
anregen, den dringenden Bedarf an Fortbildungen
fur Fachkrafte darstellen und eine Unterstitzung
bei der Weiterentwicklung der rechtlichen Grund-
lagen bieten.

Das Institut bedankt sich bei allen Personen, die
ihre Expertise im Rahmen von Interviews und
schriftlichen Anfragen zur Verfigung gestellt
haben.

Professorin Dr. Beate Rudolf
Direktorin des Deutschen Instituts
fir Menschenrechte
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Zusammenfassung

Die Istanbul-Konvention verpflichtet Deutschland
dazu, wirksame Programme fiir Tater hauslicher
Gewalt bereitzustellen, die auf Verantwortungs-
Ubernahme und eine nachhaltige Verhaltensande-
rung ausgerichtet sind und dabei den Schutz der
Betroffenen berlicksichtigen. Vorliegende Daten
zeigen jedoch eine deutliche Diskrepanz zwischen
der hohen Zahl polizeilich erfasster Gewalttaten in
(Ex-)Partnerschaften und dem sehr geringen Anteil
von Tatern, die tatsadchlich an sozialen Trainings-
kursen teilnehmen. Die Analyse der Berichterstat-
tungsstelle geschlechtsspezifische Gewalt geht
vor diesem Hintergrund der Frage nach, Uber wel-
che rechtlichen Zugangswege Tater — insbesonde-
re solche, die Gewalt in (Ex-)Partnerschaften aus-
Uben —in Deutschland in Taterarbeit gelangen
konnen, welche Hiurden der Nutzung dieser Wege
entgegenstehen und welche Handlungsbedarfe
sich daraus fur Politik und Praxis ergeben.

In Deutschland sind Taterarbeitsprogramme weder
flachendeckend verfiigbar noch umfassend dauer-
haft finanziert. Mit Blick auf die Qualitat der Kurse
ist der Standard der Bundesarbeitsgemeinschaft
Taterarbeit Hausliche Gewalt ein Beispiel guter
Praxis, da er die Anforderungen der Istanbul-Kon-
vention in hohem MaBe widerspiegelt. Bislang
gelangen Tater mehrheitlich Uber Selbstmeldun-
gen und Uber die Jugendhilfe in die Programme,
wahrend Zugange Uber Polizei, Strafjustiz und
Familiengerichte trotz bestehender Rechtsgrund-
lagen vergleichsweise selten genutzt werden.

Die Analyse untersucht die rechtlichen Grundla-
gen, die Zugangswege in die Taterarbeit im Poli-
zei-, Straf-, Strafprozess-, Strafvollzugs-, Fami-
lien- sowie Jugendhilferecht eréffnen. Die

rechtlichen Anknipfungspunkte fiir Taterarbeit rei-
chen von Informationspflichten, Befugnissen zur
Datenweitergabe an Taterarbeitseinrichtungen,
Auflagen und Weisungen im Zusammenhang mit
Strafen bis hin zu MaBnahmen zum Kindesschutz.
Als Ubergreifende Herausforderung identifiziert die
Analyse, dass Taterarbeit selten ausdrucklich in
den Normtexten genannt wird. Haufig ist die
Anordnung von Téaterarbeit nur eine Handlungs-
madglichkeit im Rahmen von behdrdlichen oder
gerichtlichen Entscheidungsspielraumen. Dies
kann ein Grund daflr sein, dass sie in der Praxis
selten genutzt wird.

Ergénzend zu der rechtlichen Analyse wertet die
Publikation leitfadengestiitzte Interviews mit Fach-
kraften aus Taterarbeit, Justizvollzug, Familien-
gerichtsbarkeit und Verfahrensbeistandschaft aus.
Diese Einblicke in die Praxis weisen darauf hin, dass
mangelnde Kenntnisse iber Gewalt in (Ex-)Partner-
schaften und Taterarbeit in Kombination mit der
geringen rechtlichen Sichtbarkeit dieses Instru-
ments dazu fihren, dass Taterarbeit in der Praxis
nicht konsequent als Option genutzt wird. Hinzu
kommen unklare Kooperationsstrukturen zwischen
den beteiligten Institutionen sowie unzureichende
personelle und finanzielle Ressourcen in Behorden
und Taterarbeitseinrichtungen als zentrale Grinde
dafir, dass Taterarbeit als Praventionsinstrument
bislang nicht flachendeckend zum Einsatz kommt.
Auf Grundlage dieser Erkenntnisse entwickelt die
Publikation abschlieBend konkrete Empfehlungen
an Politik und Praxis, um Taterarbeit als integralen
Bestandteil einer Gesamtstrategie zur Verhitung
und Bekampfung geschlechtsspezifischer Gewalt
zu etablieren.



Vorbemerkung

Seit dem 1. November 2022 ist das Deutsche Insti-
tut fir Menschenrechte von der Bundesregierung
mit einer kontinuierlichen und unabhangigen inner-
staatlichen Berichterstattung zur Umsetzung des
Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung
und Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und
hauslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) betraut.
Zentrale Aufgaben der Berichterstattungsstelle
geschlechtsspezifische Gewalt sind, Trends und
Entwicklungen in Bezug auf geschlechtsspezifi-
sche Gewalt in Deutschland sichtbar zu machen
sowie die innerstaatliche Umsetzung der Istanbul-
Konvention zu bewerten.

Dafur unternimmt die Berichterstattungsstelle
geschlechtsspezifische Gewalt eine strukturierte
Zusammenfihrung und Auswertung von Daten und

ein juristisches Monitoring, das heiBt eine syste-
matische Beobachtung und Bewertung von
Gesetzgebung und eine Auswertung von Recht-
sprechung. Auf Grundlage der Ergebnisse des
Monitorings gibt die Berichterstattungsstelle
geschlechtsspezifische Gewalt Handlungsempfeh-
lungen an Politik und Verwaltung heraus. Die
Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifische
Gewalt wird vom Bundesministerium fur Bildung,
Familie, Senioren, Frauen und Jugend bis Herbst
2026 finanziert.



EINLEITUNG

1 Einleitung

Das Bundeslagebild Hausliche Gewalt dokumen-
tiert flr das Jahr 2024 138.543 Tatverdachtige'
bei vollendeten und/oder versuchten Delikten der
Gewalt in (Ex-)Partnerschaften (2023: 136.557)
davon sind 77,7 Prozent (107.607) mannlich. 2
Gleichzeitig sind Frauen und Madchen mit 79,3
Prozent Uberproportional haufig von dieser Gewalt
betroffen.® Es ist zudem davon auszugehen, dass
diese Zahlen nur einen Bruchteil der tatsachlichen
Gewaltvorfalle abbilden. Laut der in diesem Jahr
veroffentlichten Dunkelfeldstudie ,,Lebenssituati-
on, Sicherheit und Belastung im Alltag” liegt die
Anzeigequote bei psychischer und korperlicher
Gewalt in (Ex-)Partnerschaften unter finf Pro-
zent.* In der offentlichen Debatte liegt bislang
haufig ein Fokus auf repressiven MaBnahmen zur
Bekampfung von Gewalt, etwa in Form scharferer
strafrechtlicher Sanktionen. Geschlechtsspezifi-
sche Gewalt in (Ex-)Partnerschaften kann jedoch
nur dann nachhaltig und langfristig bekampft wer-
den, wenn MaBnahmen gegen weitere Gewalt an
ihrem strukturellen Charakter ansetzen. Dies
erfordert nicht nur das Aufdecken von Macht-
strukturen und den Abbau von Geschlechterste-
reotypen im Rahmen von Praventionsarbeit, son-
dern auch die aktive Férderung konstruktiver
Ménnlichkeitsbilder. Die Einbindung von Taterns in
Taterarbeitsprogramme kann — neben unmittelba-

-

ren SchutzmaBnahmen fir Frauen® - einen
wesentlichen Beitrag fir die Pravention zukinfti-
ger Gewalt leisten. Denn sie ist von entscheiden-
der Bedeutung fur die Reduzierung von Gewalt in
(Ex-)Partnerschaften.” Taterarbeitsprogramme
zeigen Mannern alternative Handlungsstrategien
auf und unterstiitzen sie, Verantwortung fur ihr
Verhalten zu Gbernehmen. Sie helfen dabei, neue,
gewaltfreie Formen von Mannlichkeit zu entwi-
ckeln. Aufgrund dieses nachhaltigen Ansatzes ist
der Einsatz von Taterarbeitsprogrammen nicht nur
flr Tater von Gewalt in (Ex-)Partnerschaften, son-
dern auch fur Tater*innen von anderen Formen
hauslicher Gewalt, wie etwa innerfamiliarer
Gewalt, eine sinnvolle PraventionsmaBnahme.
Zugunsten inhaltlicher Tiefe legt diese Analyse
einen Fokus auf den Bereich der Taterarbeit, die
Gewalt in (Ex-)Partnerschaften adressiert. Da die-
se Gewalt statistisch Uberproportional haufig von
Mannern gegen Frauen ausgelibt wird (siehe
oben), werden nur Programme betrachtet, die sich
an mannliche Tater richten. Dies spiegelt auch die
Schwerpunktsetzung des Ubereinkommens des
Europarats zur Verhitung und Bekdmpfung von
Gewalt gegen Frauen und h3uslicher Gewalt
(Istanbul-Konvention) wider, das die Vertragsstaa-
ten zwar dazu ermutigt, auch MaBnahmen zum
Schutz von Jungen und Mannern vor hauslicher

Tatverdachtige sind in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) alle Personen, die nach Abschluss der polizeilichen Ermittlungen

aufgrund ausreichender Anhaltspunkte verdachtig sind, eine rechtswidrige (Straf-) Tat begangen zu haben.

Bundeskriminalamt (2024), S. 35.
Ebd., S. 16.
Leitgdb-Guzy / Bieber (2026), S. 15.

aprwN

Um die statistische Realitat abzubilden, dass Frauen lGberproportional von Gewalt in (Ex-)Partnerschaften betroffen sind, die

von Mannern ausgeht und um der Dimension von geschlechtsspezifischer Gewalt als Ausdruck sozialer Unterdriickung gerecht
zu werden, nutzt die Analyse die Begriffe , Tater®, ,Tatverdachtiger, ,,Beschuldigter”, ,Verurteilter®, ,,Partner” etc. nur in ihrer
mannlichen Form; auBer die Aussage bezieht sich explizit auf alle Geschlechter. Aus dem gleichen Grund werden die Begriffe
,Betroffene®, ,,(Ex-)Partnerin®, ,Geschadigte” etc. nur in ihrer weiblichen Form genutzt.

Der Begriff Tater wird in dieser Analyse nicht im Sinne eines strafrechtlich Verurteilten Taters verwendet, sondern als einheitli-
cher Sammelbegriff flir Personen, gegen die der Vorwurf der Ausiibung hauslicher Gewalt besteht. Das rechtsstaatlich gebote-
ne Prinzip der Unschuldsvermutung steht der Verwendung dieses Begriffes nicht entgegen, da sie sich auf den Kontext des

Strafverfahrens bezieht.

6 Der in dieser Analyse verwendete Begriff ,Frau‘ schlieBt gemaB Art. 3 f) der Istanbul-Konvention explizit Madchen unter 18 Jah-
ren ein. Er umfasst gemaB Art. 4 Abs. 3 auch trans Frauen sowie intergeschlechtliche und nicht-bindre Personen im weiblichen

Personenstand.

7 Organisation for Economic Co-operation and Development (2023), S. 91.



EINLEITUNG

Gewalt zu ergreifen, allerdings einen klaren Fokus
auf den Schutz von Frauen legt.?

Im Kontext hauslicher Gewalt hat sich Taterarbeit
als wichtiges Instrument zur Pravention etabliert
und es haben sich verschiedene Ansatze und
Methoden herausgebildet. Speziell fir den Bereich
der Gewalt in (Ex-)Partnerschaften wurde der
Standard der Bundesarbeitsgemeinschaft Taterar-
beit Hausliche Gewalt e.V. (BAG TaHG) etabliert.
Dieser legt besonderen Wert auf den Schutz der
gewaltbetroffenen Frauen und darauf, dass Tater
die volle Verantwortung fir ihr gewalttatiges Ver-
halten Ubernehmen. Ziel ist es, die Gewaltspirale
zu durchbrechen und eine erneute Gewaltaus-
Ubung zu verhindern.® Unter Beriicksichtigung
dieser Logik scheint es erstrebenswert, dass
moglichst viele der 107.607 Tatverdachtigen an
eine Taterarbeitseinrichtung vermittelt werden. Im
Jahr 2022 gab es jedoch deutschlandweit nur 108
Einrichtungen, die Tater hauslicher Gewalt berie-
ten, die durch die Bundeslander zumindest teilfi-
nanziert waren.® Pro Taterarbeitseinrichtung stand
durchschnittlich nur weniger als eine Vollzeitstelle
fur die Arbeit mit Tatern zur Verfligung." Nahezu
im gesamten Bundesgebiet™ werden diese (teil-)
landesfinanzierten Einrichtungen durch befristete
Projektmittel getragen.® Die Finanzierung ist somit
bisher — anders als es die Istanbul-Konvention in
Artikel 8 vorgibt — nicht nachhaltig 6ffentlich gesi-
chert. Dies beméangelte auch die Expert*innen-
gruppe zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen
und hauslicher Gewalt (GREVIO) in ihrem Basis-
evaluierungsbericht zu Deutschland.™ Auf
Grundlage der von 63 Prozent der Mitgliedsein-
richtungen der BAG TaHG fir das Jahr 2024
bereitgestellten Daten wurden insgesamt 3.404
Falle dokumentiert, in denen mindestens eine Erst-
beratung mit Tatern stattgefunden hat. Setzt man
diese Zahl ins Verhaltnis zu den 107.607 polizeilich
erfassten mannlichen Tatverdachtigen bei vollen-

[oe]

Art. 2 Abs. 2 Istanbul-Konvention.

©

(2023).
10  Deutsches Institut flir Menschenrechte (2024), S. 157.
n Ebd., S. 161.

deten und versuchten Delikten der Gewalt in
(Ex-)Partnerschaften, ergibt sich ein Anteil von
etwa 3,2 Prozent. Auch wenn dieser Wert aufgrund
der unvollstandigen Datenbasis lediglich als grobe
Anndherung zu interpretieren ist und die tatsachli-
che Anzahl der Teilnehmer moglicherweise unter-
schatzt, lasst sich dennoch hieraus eine erhebli-
che Diskrepanz zu der Anzahl an mannlichen
Tatverdachtigen erkennen. Eine zentrale Rolle
spielen dabei die Justizbehorden, die eine Zuwei-
sung in Taterarbeitsprogramme anordnen kénnen.
2022 wurden einer Taterarbeitseinrichtung im
Durchschnitt nur maximal rund 22 Tater durch ein
Gericht zugewiesen.® Diese Zahlen deuten darauf
hin, dass das Potenzial der Taterarbeit als Hebel
zur Bekdmpfung geschlechtsspezifischer Gewalt
bislang noch nicht ausgeschdpft wird.

Die vorliegende Analyse dient dazu, zu identifizie-
ren, welche Hirden derzeit auf rechtlicher und
praktischer Ebene bestehen, die es erschweren
oder verhindern, dass mehr Tater von Gewalt in
(Ex-)Partnerschaften an sozialen Trainingskursen
teilnehmen, und welche Handlungsoptionen es
seitens der Entscheidungstrager*innen gibt, um
dies zu andern. Dazu wird zunachst das Konzept
Taterarbeit und der Standard der BAG TaHG dar-
gestellt (Kapitel 2). AnschlieBend werden die
bestehenden rechtlichen Moglichkeiten aus dem
gefahrenabwehrrechtlichen, strafrechtlichen, fami-
lienrechtlichen und jugendhilferechtlichen Bereich
fur den Verweis von Tatern in Taterarbeitspro-
gramme erlautert. Mithilfe der Erkenntnisse aus
den Interviews mit Fachkraften werden diese
rechtlichen Grundlagen mit Blick auf ihre Chancen
und Defizite hin analysiert. Die Interviews dienen
dabei nicht zur umfassenden Abbildung der aktu-
ellen Praxis, sondern liefern individuelle Einblicke,
die Hinweise auf Uibergreifende strukturelle Her-
ausforderungen geben (Kapitel 3). MaBstab fir die
Analyse bilden die einschlagigen Vorgaben der

Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.

12 Ausnahme bildet Rheinland-Pfalz, welches als einziges Bundesland institutionelle Férderung bereitstellt (ebd., S. 162).

13  In Hessen wird die Taterarbeit durch das Hessische Justizministerium sowie das HSMI finanziert. Letzteres stellt Mittel im
Rahmen der Kommunalisierten sozialen Hilfen zur Verfligung (ebd.).

14 Council of Europe, GREVIO / Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022), Ziff. 107, 111.

15  Deutsches Institut fir Menschenrechte (2024), S. 164.



EINLEITUNG

Istanbul-Konvention. Auf dieser Grundlage entwi-
ckelt die Analyse Empfehlungen, wie die Taterar-
beit strukturell gestarkt und konsequenter genutzt
werden kann (Kapitel 5).

Die vorliegende Analyse will dazu beitragen, den
Diskurs zu dem Thema Taterarbeit anzuregen und
die befassten Akteure darin zu unterstiitzen, neue
Zugangswege zu erdffnen und bestehende konse-
quent zu nutzen.
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ARBEIT MIT TATERN HAUSLICHER GEWALT

2 Arbeit mit Tatern hauslicher Gewalt

Taterarbeit und allgemeine Straftaterbehand-

lung biindeln vielfaltige MaBnahmen, um Rickfalle
zu verhindern und die Resozialisierung zu férdern.
Das Spektrum umfasst (sozial-)padagogische
Angebote, gezielte Trainings, ein strukturier-

tes Ubergangsmanagement nach der Haft sowie
Interventionen zur Stabilisierung des sozialen
Umfeldes.”® Die Taterarbeit fir Tater hauslicher
Gewalt hat in Deutschland ihre Wurzeln in der
Frauenhausbewegung der 1970er Jahre, die 1976
auch zur Grindung des ersten Frauenhauses in
West-Berlin flhrte.” Wahrend zunachst der reine
Schutz von Betroffenen im Fokus stand, entwickel-
ten sich Ende der 1980er Jahren erste, kaum stan-
dardisierte, Beratungsangebote fir Tater.”® Um die
Qualitat dieser Arbeit bundesweit zu sichern und
einheitliche Standards zu gewahrleisten, wurde im
Jahr 2007 die BAG TaHG gegrindet. Sie ist ein
Zusammenschluss von Einrichtungen, der das Ziel
verfolgt, die Arbeit mit Tatern hauslicher Gewalt zu
professionalisieren. Die BAG TaHG hat aktuell 84
Mitgliedseinrichtungen mit 116 Beratungsstellen.”
Ihr Standard bezieht sich auf die Arbeit mit Tatern
von Gewalt in (Ex-)Partnerschaften. Er wurde in
enger Zusammenarbeit mit Frauenunterstitzungs-
einrichtungen erarbeitet und verfolgt das Ziel, die
Arbeitsweise der Mitgliedseinrichtungen zu verein-
heitlichen und ein verbindliches Mindestniveau
professioneller Praxis sicherzustellen. Er bietet

klare Vorgaben und Orientierungshilfen fur Fach-
stellen und Kooperationspartner*innen sowie fiir
Institutionen, die Tater zuweisen, wie beispielswei-
se die Staatsanwaltschaft und das Straf- oder
Familiengericht, oder solche, die Programme
finanzieren, wie beispielsweise das Jugendamt.?°
Der Standard definiert zentrale Begriffe, wie etwa
hausliche Gewalt,?" beschreibt Kooperationsstruk-
turen und Programmkomponenten, legt Qualifikati-
onsanforderungen fiir das Fachpersonal fest und
regelt Aspekte der Dokumentationspflicht sowie
des Datenschutzes. Die Taterarbeitsprogramme
nach dem Standard umfassen nicht nur die Ausei-
nandersetzung mit Rollenbildern, leisten Biogra-
phiearbeit und ziehen eine Gewaltbilanz, sondern
konzentrieren sich dartiber hinaus auf den Aufbau
innerer Starken und gewaltfreier Kommunikation
des Taters.?2 Die Anwendung des Standards
erfolgt gleichermaBen bei justiziell zugewiesenen
Tatern wie bei institutionell durch das Jugendamt
vermittelten Personen und Selbstmeldern.? In sei-
ner Ausrichtung reflektiert der Standard zentrale
Prinzipien der Istanbul-Konvention, wie den betrof-
fenenzentrierten und sicherheitsorientierten
Ansatz, also den Fokus auf die Perspektive und
den Schutz der Betroffenen.?* Er zielt darauf ab,
durch Ubernahme von Verantwortung seitens der
Tater nachhaltige Verhaltensanderungen zu bewir-
ken und gewaltfreie, gleichberechtigte Bezie-

16 Zentrum fir Kriminologie & Polizeiforschung (ZKPF) (0.J.): Fort- & Ausbildung Kriminaltherapie: Taterarbeit. https://www.
zentrum-fuer-kriminologie-polizeiforschung.de/seminare/schwerpunkte-der-fortbildungen/kriminaltherapie-taeterarbeit.html

(abgerufen am 30.03.2026).

17 Hoffmann, Ariane (26.10.2021) Erstes Frauenhaus der BRD in Berlin eréffnet. https://www1.wdr.de/radio/wdr5/sendungen/
zeitzeichen/zeitzeichen-erstes-frauenhaus-deutschland-100.html (abgerufen am 13.05.2026).
18  Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e.V. (0.J.): Taterarbeit. https://www.bag-taeterarbeit.de/taeterarbeit/

(abgerufen am 02.04.2026).

19  Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V. (0.J.): Mitglieder und Kooperationen. https://www.bag-

taeterarbeit.de/ueber-uns/ (abgerufen am 02.04.2026).

20 Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.

(2023), s. 4.
21  Ebd,S.5.
22 Schmiedel (2020), S. 267-269.

23 Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.

(2023), S. 10.

24 Council of Europe, GREVIO / Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022), Ziff. 104.
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hungsmuster zu fordern.?s Taterarbeit nach dem
Standard der BAG TaHG ist demnach spezifisch
darauf ausgerichtet, geschlechtsspezifischer
Gewalt zu begegnen — was nicht fir alle Gewaltbe-
ratungsansatze der Fall ist. Geschlechtsspezifi-
sche Komponenten werden in anderen Beratungs-
konzepten nicht gleichermaBen berucksichtigt
oder sind zum jetzigen Zeitpunkt fachlich und kon-
zeptionell oftmals nicht konkret genug festgelegt.?®
Soziale Trainingsprogramme nach diesem Stan-
dard unterscheiden sich von Anti-Gewalt-Trai-
nings, die sich ebenso an Gewaltausiibende rich-
ten und mithilfe ahnlicher Methoden auf die
Beendigung von gewalttatigem Verhalten abzielen.
Diesen allgemeinen Anti-Gewalt-Trainings fehlt
laut der BAG TaHG jedoch der feministische,
macht- und systemkritische Ansatz, der nétig ist,
um Gewalt in (Ex-)Partnerschaften nachhaltig zu
bekadmpfen. Zur Intervention nach erfolgter Gewalt
in (Ex-)Partnerschaften und zur Pravention weite-
rer Gewalthandlungen sind Taterprogramme
gemaR des Standards der BAG TaHG daher zu
bevorzugen, weil sie den Einfluss patriarchaler
Strukturen und Geschlechterstereotypen auf
gewalttatiges Verhalten anerkennen und adressie-
ren. Darlber hinaus gehdrt auch die Vernetzung
und Kooperation zum Standard der BAG TaHG.?”
Die Mitgliederinstitutionen arbeiten in interinstituti-
onellen Kooperationsbiindnissen gegen hausliche
Gewalt mit Polizei, Staatsanwaltschaft, Gerichten,
Betroffenenschutzeinrichtungen, Bewahrungshilfe,
Jugendamtern und Beratungsstellen zusammen.?®
Trotz ihrer zentralen Bedeutung fir die Qualitats-
sicherung weist die Anwendung des BAG-Stan-
dards in der Praxis spezifische Limitationen auf.

Ein wesentliches Hindernis stellt die mangelnde
Mehrsprachigkeit der Programme dar, wodurch
Tater ohne ausreichende Deutschkenntnisse fak-
tisch von einer Teilnahme ausgeschlossen werden.
Wie oben genannt, ist es die Zielsetzung des Stan-
dards, in erster Linie Gewalt von Mannern gegen
ihre (Ex-)Partnerinnen zu bearbeiten, wobei spezi-
fische Gewaltformen, wie Stalking und andere
Bereiche hauslicher Gewalt, wie innerfamiliare
Gewalt auBerhalb von Paarbeziehungen, nicht
abgedeckt sind. Auch fir die Arbeit mit Sexual-
straftatern ist der Standard der BAG TaHG nicht
konzipiert.?® Es gibt jedoch durchaus Taterarbeits-
einrichtungen, die auf Stalking oder auf die Arbeit
mit anderen Tatern spezialisiert sind.*° Darliber
hinaus werden nur Tater in ein Programm aufge-
nommen, die ihre Tat eingestehen und ein Min-
destmaB an Mitarbeitsbereitschaft zeigen.’' 2022
arbeiteten 78 von 114 gemeldeten Taterarbeitsein-
richtungen®? nach dem BAG TaHG-Standard, die
Ubrigen Einrichtungen nach landesrechtlichen
Vorgaben®? oder nach Vorgaben einer Férderricht-
linie.®* Nur zwei der 114 Einrichtungen arbeiteten
ohne Leitlinien.® In ihrer bundesweiten Statistik
von 2024 schlusselt die BAG TaHG die verschie-
denen Zugangswege der Tater auf: Mit 36 Pro-
zent bilden die sogenannten Selbstmelder die
groBte Gruppe, gefolgt von Vermittlungen durch
das Jugendamt und die Jugendhilfe mit 24 Pro-
zent. Im deutlichen Gegensatz dazu stehen die
Zuweisungen aus dem Bereich von Polizei und
Justiz, deren Anteil jeweils unter 10 Prozent liegt.%¢
Angesichts dieser geringen Vermittlungszahlen
durch offizielle Stellen stellt sich die Frage, welche
rechtlichen Rahmenbedingungen und praktischen

25 Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.

(2023).

26 Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V. (2024b), S. 2.

27 Koesling (2020), S. 283.

28 Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.

(2023), S. 4, (FuBnote 1).
29 Ebd., S.10.
30 Kavemann u.a. (2025), S.17.

31 Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.

(2023), S. 10.

32 Die Zahl 114 bezieht sich auf samtliche Taterarbeitseinrichtungen unabhangig davon, zu welcher Gewaltform sie arbeiten,
wahrend die Zahl 108 auf Seite 4 nur die Taterarbeitseinrichtungen umfasst, die zu hauslicher Gewalt arbeiten.

33 Dies betrifft alle 19 Taterarbeitseinrichtungen in Schleswig-Holstein. Diese arbeiten nach den Standards der Leistungserbrin-
gung nach § 38 des Gesetzes zur ambulanten Resozialisierung und zum Opferschutz in Schleswig-Holstein, Deutsches Institut

fir Menschenrechte (2024), S. 156, Fn. 428.

34 Dies betrifft die Trager im Saarland. Diese arbeiten nach dem verbindlichen Standard der Férderrichtlinie Chancengleichheit,

ebd., Fn. 428.

35 Dies betrifft die Taterarbeitseinrichtungen in Bremen, ebd., Fn. 428.
36 Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V. (2025), S. 24.
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Hurden eine starkere Vermittlung durch die Polizei, = dem Hintergrund der spezifischen Praxiserfahrun-
die Justiz und das Jugendamt bislang verhindern. gen von Fachkraften an den Schnittstellen zum
Das folgende Kapitel analysiert daher die beste- Hilfesystem.

henden rechtlichen Handlungsmadglichkeiten vor
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3 Zugangswege in Recht und Praxis

Wie eingangs erwahnt, sind die Wege in die Tater-
arbeit vielfaltig. Zudem unterliegen die Zugangs-
wege regionalen sowie landerspezifischen Beson-
derheiten.®” Rechtliche Grundlagen fir die
Verweisung von Tatern in die Taterarbeit finden
sich in verschiedenen Rechtsgebieten und sind
dort jeweils rechtstechnisch unterschiedlich aus-
gestaltet. Zudem spielt auch die diesbezlgliche
Entscheidungspraxis der zustandigen Behdrden
und Gerichte eine zentrale Rolle fir den Erfolg die-
ses Praventionsansatzes. Entscheidende Faktoren
sind hierbei unter anderem der Kenntnisstand uber
die rechtlichen Mdglichkeiten sowie Uber das
Angebotsspektrum der Taterarbeit auf Seiten der
Fachkrafte.®® Zudem unterscheiden sich laut der
BAG TaHG regional die Ausgestaltung der interins-
titutionellen Kooperation sowie der Wille zur stan-
dardisierten und strukturierten Zuweisung an die
Taterarbeitseinrichtungen erheblich. Diese Unter-
schiede beeinflussen maBgeblich, wie gut oder
schlecht Tater Zugang zu entsprechenden Pro-
grammen erhalten. In diesem Kapitel werden die
verschiedenen rechtlichen Grundlagen erlautert,
die fur die Verweisung von Tatern in soziale Trai-
ningsprogramme zur Verfliigung stehen. Hierbei
wird auf gefahrenabwehrrechtliche, strafrechtliche
und familienrechtliche Moglichkeiten sowie auf
den Bereich des Jugendamtes und der Jugendhilfe
eingegangen. Die rechtlichen Ausfiihrungen
geben, soweit nicht anders angegeben, den Stand
vom April 2026 wieder. MaBstab fiir die Analyse
bildet die Istanbul-Konvention, deren Vorgaben im
Folgenden dargestellt werden. Zusatzlich werden,
mithilfe der Analyse von Interviews mit Fachkraf-
ten, Hiirden in der Praxis lokalisiert. Auf dieser
Grundlage werden Empfehlungen formuliert, die
dabei helfen kdnnen, die identifizierten Hirden zu
Uberwinden.

3.1 Methode

Um die komplexen Zugangshurden zu Taterarbeits-
programmen aus einer praxisnahen Perspektive zu
beleuchten, wurden zwischen Mai und September
2025 funf leitfadengestitzte Interviews mit insge-
samt sechs Expert*innen durchgefiihrt.®® Die Aus-
wahl der Interviewpartner*innen folgte einem mul-
tiperspektivischen Ansatz, um unterschiedliche
Schnittstellen des Hilfesystems abzubilden: So
wurden Gesprache mit einer Vertretung der BAG
TaHG, einer Fachkraft aus einer Taterarbeitsein-
richtung, die nach dem Standard der BAG T4HG
arbeitet, einer Fachkraft aus einer Justizvollzugs-
anstalt, zwei Familienrichter*innen sowie mit
einer*m Verfahrensbeistand*in gefihrt. Das
methodische Vorgehen war dabei explorativ ange-
legt. Die Analyse erhebt keinen Anspruch, ein voll-
stéandiges Bild der Situation in Deutschland zu lie-
fern, vielmehr verfolgt sie das Ziel, einen Einblick in
die subjektiven Erfahrungen und den Arbeitsall-
tag der Befragten zu gewahren. Dadurch sollen
exemplarisch jene Hiirden identifiziert werden, die
in der praktischen Umsetzung einer erfolgreichen
Vermittlung von T&tern in entsprechende Fachstel-
len entgegenstehen. Entsprechend der inhaltlichen
Konzentration der Analyse auf Gewalt in (Ex-)Part-
nerschaften, wird dabei ein Fokus auf Taterarbeits-
einrichtungen gelegt, die nach dem Standard der
BAG TaHG arbeiten. Diese machen zudem auch
den gréBten Anteil an der Gesamtheit der (teil-)lan-
desfinanzierten Taterarbeitseinrichtungen aus.*°
Daruber hinaus weist der Standard der BAG TaHG
eine starke inhaltliche Koharenz zur Istanbul-Kon-
vention auf, welche den normativen MaBstab der
Arbeit der Berichterstattungsstelle geschlechtsspe-
zifische Gewalt abbildet und daher ein positives
Beispiel fur Qualitadtsstandards in der Taterarbeit
darstellt. Auch GREVIO hat den Standard der BAG

37 Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e.V. (2024a), S. 17.

38 Ernst (2020), S. 140-144.

39  Mit zwei Expert*innen wurde ein gemeinsames Interview gefiihrt. Fiir einen Uberblick iiber die Interviews siehe Anhang.

40 Deutsches Institut fir Menschenrechte (2024), S. 156.
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TaHG in seinem Basisevaluierungsbericht als posi-
tives Beispiel hervorgehoben.* Diese Schwer-
punktsetzung ist nicht als Bewertung der Qualitat
anderer Taterarbeitsprogramme, die hier nicht in
den Blick genommen werden, zu verstehen.

3.2 Vorgaben der Istanbul-Konvention

Die Istanbul-Konvention verfolgt einen umfassen-
den Ansatz bei der Verhitung und Bekdampfung
geschlechtsspezifischer Gewalt. Im Bereich Pra-
vention enthalt sie daher auch Vorgaben zur Arbeit
mit Tatern. Aus Art. 16 Abs. 1 Istanbul-Konvention
ergibt sich die an die Vertragsstaaten gerichtete
Verpflichtung, Programme bereitzustellen oder zu
unterstitzen, die sich an Tater hauslicher Gewalt
richten. Diese Programme sind darauf auszurich-
ten, gewaltfreies Verhalten in zwischenmenschli-
chen Beziehungen zu erlernen, mit dem Ziel,
weitere Gewalt zu verhindern und gewaltvolle
Verhaltensmuster zu verandern. Der Erlauternde
Bericht zur Istanbul-Konvention erganzt hierzu,
dass die Programme Straftater dazu ermutigen
sollen, die Verantwortung fir ihre Taten zu uber-
nehmen und ihre Haltung gegeniber Frauen zu
reflektieren. Zudem wird hervorgehoben, dass die
Programme auf Basis wissenschaftlicher Erkennt-
nisse zu konzipieren und durch ausgebildete und
qualifizierte Betreuer*innen durchzufiihren sind.
Zu der erforderlichen Qualifikation gehdéren dem-
nach auch interkulturelle und sprachliche Kompe-
tenzen, um der Heterogenitat der Teilnehmenden
gerecht zu werden.*?

Daruber hinaus schreibt Art. 16 Abs. 2 Istanbul-
Konvention vor, dass spezielle Behandlungspro-
gramme flr Sexualstraftater einzurichten sind.
Eine wichtige inhaltliche Leitlinie fiir alle genann-
ten Programme ergibt sich aus Abs. 3 der Vor-
schrift. Demnach haben die Rechte sowie Sicher-
heit und Unterstlitzung der Betroffenen stets im
Zentrum zu stehen. Zu diesem Zweck hat eine

enge Zusammenarbeit mit spezialisierten Unter-
stitzungsdiensten fiir Betroffene zu erfolgen.

Die Expert*innengruppe GREVIO identifizierte im
Rahmen des Basisevaluierungsberichtes zu
Deutschland Umsetzungsliicken in Bezug auf die
Verpflichtungen aus Art. 16 Istanbul-Konvention.
Zu den Defiziten gehort unter anderem, dass die
Finanzierung nicht in allen Bundeslandern ausrei-
che und nicht alle Taterarbeitsprogramme in etab-
lierte Interventionsstrukturen eingebettet seien.
Zudem verfligten Staatsanwalt*innen und Rich-
ter*innen nicht Uber ausreichende Kenntnisse mit
Blick auf Taterarbeitsprogramme, sodass sie hau-
fig zu geringe Stundenanzahlen anordnen wirden.
Positiv hob GREVIO hervor, dass die Standards der
BAG TaHG die Prinzipien der Istanbul-Konvention
widerspiegeln wirden. Dies gelte insbesondere flr
den betroffenenzentrierten und sicherheitsorien-
tierten Ansatz.*® Allerdings beméangelte GREVIO,
dass diese Standards nicht flachendeckend zur
Anwendung kamen. Es gebe diesbezlglich unter-
schiedliche Vorgehensweisen in den Bundeslan-
dern. GREVIO sprach daher einen Appell an die
deutschen Behodrden aus, bundesweit ausreichend
Taterarbeitsprogramme, welche nach dem Stan-
dard der BAG TaHG operieren, sicherzustellen.*

3.3 Polizei

Die Polizei ist bei Gewaltvorfallen haufig die erste
offentliche Kontaktstelle fir Betroffene, insbeson-
dere bei akuter Gefahrdung, und soll nach ihrem
gesetzlichen Auftrag die direkte Intervention,
Gefahrenabwehr und die Einleitung weiterer MaB-
nahmen, wie Opferschutz oder die Zusammen-
arbeit mit anderen Stellen Gbernehmen.*® Polizei-
bedienstete und Sachbearbeiter*innen in den
zusténdigen Behorden sind daher haufig die ersten
Fachkrafte, die dem Tater gegenuber eine Bera-
tung in einer Facheinrichtung anregen kénnen.
Aus diesem Grund sind die polizeilichen

41 Council of Europe, GREVIO / Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022), Ziff. 105.

42  Council of Europe (Hg.), Erlauternder Bericht (2011), Ziff. 104.

43  Council of Europe, GREVIO / Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022), Ziff. 105-111.

44  Ebd., Ziff. 111

45  Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.

(2023),S. 7.
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Handlungsmdglichkeiten ein zentraler Hebel, um
Taterarbeit in der Praxis starker zu etablieren.

Rechtliche Grundlagen

Die Rechtsgrundlagen fir praventives Polizeihan-
deln sind in den Polizeigesetzen der Bundeslan-
der geregelt, sodass es keinen bundesweit ein-
heitlichen Rechtsrahmen fir Informierung tiber und
die Verweisung in Taterarbeit durch die Polizei
gibt. Zudem ist der Begriff Taterarbeit im Polizei-
recht der jeweiligen Lander nicht verankert, die
vorhandenen Regelungen beziehen sich auf Bera-
tungsangebote. Eine Befugnis der Polizei, Tater
verpflichtend in eine Facheinrichtung zu verwei-
sen, existiert in keinem Bundesland. Allerdings
wird in Baden-Wurttemberg am 01. Juli 2026 das
Gesetz zum besseren Schutz vor Straftaten gegen
die sexuelle Selbstbestimmung und Gefahren auf-
grund hauslicher Gewalt in Kraft treten, welche die
Polizei dazu ermachtigt, Personen zur Teilnahme
an einer Beratung zu verpflichten.*® Unabhangig
von einer solchen gesetzlich verankerten Befugnis
kénnen Polizeibedienstete Tatverdachtige darauf
hinweisen, dass eine freiwillige Teilnahme an
einem sozialen Trainingsprogramm in einem mogli-
chen spateren strafrechtlichen Verfahren strafmil-
dernde Auswirkungen haben kann.*” Nur wenige
Landesgesetze enthalten explizite Bestimmungen
mit Blick auf die Informierung des Taters Uiber
Taterarbeitsangebote. Die vorhandenen Regelun-
gen sind zudem sehr heterogen.® So wird bei-
spielsweise fur Niedersachsenin § 17a Abs. 1S. 4
Niedersachsisches Polizei- und Ordnungsbehor-
dengesetz (NPOG) vorgeschrieben, dass Tater
hauslicher Gewalt durch die Polizei Uber Bera-
tungsangebote zu informieren sind.*® In Branden-
burg wurde ein zweistufiges Konzept etabliert. In
§ 16a Abs. 2 S. 2 Brandenburgisches Polizeigesetz
(BbgPolG) ist vorgesehen, dass die Polizei Perso-
nen, gegen die eine Wohnungsverweisung ver-
hangt wurde, auf die Moglichkeiten zur freiwilligen

Teilnahme an Gewaltpraventionsberatung hinweist.
Sollte der Tater diese freiwillige Moglichkeit nicht
nutzen, istin § 16¢c Abs. 2 S. 1 BbgPolG die Befug-
nis verankert, dass das Gericht auf Antrag der
Polizei dem Tater die Teilnahme an einer Gewalt-
praventionsberatung anordnen kann. Die Anord-
nung kann bis zu einer Dauer von drei Monaten in
einem Umfang von maximal zwolf Stunden erfol-
gen. Voraussetzung ist, dass eine konkrete Wahr-
scheinlichkeit fir erneute erhebliche Gefahrdun-
gen besteht und die Gewaltpraventionsberatung
geeignet erscheint, diese zu reduzieren.

Gute Praxis: Verpflichtende
Taterberatung in Osterreich

In Osterreich sind Tater, gegen die ein polizei-
liches Annaherungs- und Betretungsverbot ver-
hangt wurde, seit 2021 gesetzlich verpflichtet,
an sechs Stunden Taterberatung teilzunehmen.
Die Kontaktaufnahme mit der Beratungsstelle
liegt in der Verantwortung des Taters, dem von
der Polizei bei der sogenannten Gefahrderan-
sprache eine entsprechende Information aus-
gehandigt wird. Innerhalb von finf Tagen muss
dieser einen Beratungstermin vereinbaren.
Kommt der Tater dieser Pflicht nicht nach, ist er
zur Sicherheitsbehdrde zu laden, um die Durch-
fiihrung der Beratung zu ermdoglichen. Diese
Ladung kann mit Zwangsmitteln nach § 19 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
(AVG) durchgesetzt werden. Das Polizeirecht ist
in Osterreich — im Gegensatz zu Deutschland -
keine Landersache, sodass sich die gesetzliche
Grundlage in der bundesrechtlichen Regelung

§ 38a Abs. 8 Sicherheitspolizeigesetz (SPG)
findet. Die Finanzierung der Beratung erfolgt
vollstéandig durch Mittel des Bundeshaushaltes
und wird bei einer steigenden Anzahl von Fallen
bedarfsorientiert angepasst.

46 § 30a Abs. 6 S. 1PolG: Gesetzblatt flir Baden-Wirttemberg 2025 Nr. 149; fur Erlduterungen zur kiinftigen Regelung siehe: Lan-
desarbeitsgemeinschaft Tater*innenarbeit Hausliche Gewalt Baden-Wirttemberg e. V. (0.J.): Gedndertes Polizeigesetz Baden-
Wirttemberg: Beratungsverpflichtung als verbindliches Instrument der Taterarbeit. https://www.lag-taehg-bw.de/geaendertes-
polizeigesetz-baden-wuerttemberg-beratungsverpflichtung-als-neuer-hebel-der-taeterarbeit-bei-haeuslicher-gewalt

(abgerufen am 20.04.2026).
47  Ernst (2020), S. 104.
48 Conradi/ Ulmer / Neis (2023), S. 32-37.

49 Gem. §17a Abs. 1S. 5, 6 NPOG ist auch die gewaltbetroffene Person lber Beratungsangebote zu informieren und die Polizei

kann ihre Daten an eine Beratungsstelle Ubermitteln.
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Hiirden in der Praxis

Ein Blick in die Statistik der BAG TaHG zeigt, dass
nur 6 Prozent der Falle Uber die Polizei in die
Taterarbeitseinrichtungen gelangen.® Die inter-
viewten Fachkrafte geben als mogliche Griinde
dafir, dass Polizist*innen Tater nicht flachende-
ckend zur Teilnahme an sozialen Trainingskursen
auffordern, an, dass keine entsprechende rechtli-
che Verpflichtung existiere und auch flankierende
MaBnahmen, wie Informationspflichten, kaum
rechtlich verankert seien. Sie weisen in diesem
Zusammenhang zudem auf erhebliche strukturelle
Defizite hin. So wirden Polizeibedienstete oft nicht
wissen, an welche Einrichtungen sie Tater konkret
verweisen kdnnen:

»Ja, aber was ich damit sagen will, ist eigentlich,
dass die dann total frustriert sind, weil die mich
[...] dann fragen: Wo kann ich die [Tater] denn hin-
schicken? Weil bei einem Einsatz schicke ich die
Frauen [...] zur Frauenunterstiitzungs[einrichtung].
[...] Aber wo schicke ich denn die Manner hin?“

Sozialarbeiter*in in einer Taterarbeitseinrichtung

Dieser Umstand liege laut dem*der Sozialarbei-
ter*in vorwiegend im mangelnden Aus- und Fort-
bildungsstand der Polizeibediensteten begriindet.
Diese Einschatzung steht im Einklang mit den
Ergebnissen des Monitors Gewalt gegen Frauen,
wonach in den Jahren 2020 bis 2022 80 Prozent
der Fortbildungen bei der Polizei im Bereich
geschlechtsspezifische Gewalt freiwillig waren.>
Ein weiterer Grund stelle die unzureichende regio-
nale Abdeckung mit entsprechenden Angeboten
dar. Die Datenerhebung des Monitors Gewalt
gegen Frauen aus dem Jahr 2022, die bundesweit
lediglich 114 Einrichtungen, die sich auf 125 Stand-
orte verteilen, fur Tater verzeichnete, unterstreicht
diese Einordnung.>? Zusatzlich ist ein Stadt-Land-
Gefalle zu beobachten: 2023 waren 53 Prozent der
Mitgliedseinrichtungen der BAG TaHG im stadti-
schen Raum und nur 24 Prozent® im landlichen
Raum vertreten.>* Die Fachkraft aus der Taterar-
beitseinrichtung betont auBerdem, dass eine funk-
tionierende Vernetzung zwischen Taterarbeitsein-

richtungen und der Polizei enorm wichtig sei.
Diese Vernetzung finde bereits vereinzelt durch
Weiterbildungsangebote der Polizei statt, bei
denen Fachkrafte aus der Sozialarbeit ihre Ange-
bote vorstellen, um den Austausch zu férdern.

Schlussfolgerung

Die Untersuchung der rechtlichen Grundlagen in
Deutschland sowie der Blick nach Osterreich zei-
gen, dass die Vorschriften sich nicht auf standardi-
sierte Taterarbeitsprogramme beziehen, sondern
auf niedrigschwelligere Beratungsangebote, wie
Gewaltpraventionsberatungen. Auch wenn stan-
dardisierte Taterarbeitsprogramme als vielverspre-
chend fir eine langfristige Verhaltensanderung
eingeschatzt werden, kdnnen auch solche Bera-
tungsangebote, die keinem umfassenden sozialen
Trainingskurs entsprechen, einen Beitrag dazu
leisten, mdgliche weitere Gewalttaten zu verhin-
dern. Auch die Gewaltpraventionsberatung sollte
jedoch einem festgelegten Qualitatsstandard fol-
gen. Laut Angaben der BAG TaHG hat sie hierfur
bereits ein Konzept erarbeitet, welches analog zu
dem oben beschriebenen Standard fir den Bereich
der Gewaltpraventionsberatung zum Einsatz kom-
men kann und mit Inkrafttreten der Anderung des
Gewaltschutzgesetzes (siehe unten) veréffentlicht
werden wird.

Deutlich wird jedoch auch, dass die Polizei bislang
die Schlusselrolle, die sie bei dem Einsatz von
Taterarbeitsprogrammen und Gewaltpraventions-
beratungen einnehmen kénnte, aufgrund struktu-
reller Defizite noch nicht hinreichend ausfullt. Der
Informationsfluss von der Polizei zum Tater hangt
bislang maBgeblich vom Engagement und Kennt-
nisstand der einzelnen Polizeibediensteten ab.
Daher sind gesetzliche Regelungen notwendig, die
diesen Informationsfluss strukturell verankern.
Dementsprechend ist zu empfehlen, dass in denje-
nigen Bundesladndern, in denen dies bislang nicht
der Fall ist, eine gesetzliche Pflicht der Polizei, bei
Einsatzen im Rahmen hauslicher Gewalt Informati-
onen zu Taterarbeitsprogrammen und Gewaltpra-
ventionsberatungen an Tater und Betroffene zu

50 Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V. (2025), S. 25.

51 Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2024), S. 148.
52 Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2024), S. 160.

53 22 Prozent der befragten Einrichtungen haben keine Angabe diesbeziiglich gemacht.

54  Conradi/ Ulmer / Neis (2023), S. 18.
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Ubermitteln, im Polizei- und Ordnungsrecht veran-
kert wird. Besonders erfolgsversprechend ist eine
solche Regelung, wenn sie mit einer datenschutz-
rechtlichen Befugnis zur Weitergabe der Daten an
Beratungsstellen, auch ohne Zustimmung der tat-
beschuldigten Person, zum Zwecke einer proakti-
ven Tateransprache verbunden wird (siehe dazu
unten). Neben dieser rechtlichen Regelung sollte
auch das Fortbildungsangebot bundesweit syste-
matisch und umfassend dahingehend ausgestaltet
werden, das Bewusstsein der Polizist*innen fir
samtliche Auspragungen geschlechtsspezifischer
Gewalt — unter anderem im Kontext von (Ex-)Part-
nerschaften — zu starken und sie so zu schulen,
dass sie adaquat darauf reagieren.’® In diesem Rah-
men sollte Uber Taterarbeitsprogramme aufgeklart
und fur eine enge Vernetzung zwischen Taterar-
beitseinrichtungen und der Polizei gesorgt werden.
Wichtig fur den Erfolg solcher MaBnahmen ist
zudem, dass eine regelmaBige und verpflichtende
Teilnahme an den Schulungen gewahrleistet ist.>®

Auch wird durch den Einblick in die Praxis die
unzureichende Versorgung mit Taterarbeitsange-
boten als limitierender Faktor der polizeilichen
Vermittlung deutlich. Hier sollten die Léander aus-
reichende und langfristige finanzielle Mittel zur
Verfligung stellen, um das Angebot von Taterarbeit
flachendeckend und bedarfsgerecht auszubauen
und damit die Voraussetzung daflir zu schaffen,
dass die Polizei Tatern spezifische Programme
empfehlen kann.5’

Ein erfolgsversprechendes Modell zur verstarkten
Etablierung der Vermittlung an Taterarbeitspro-
gramme unmittelbar nach einer Gewalthandlung
und im Rahmen polizeilicher Interventionen ist der
proaktive Ansatz. Dieser wird im Folgenden naher
erlautert.

55 Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2024), S. 154.
56 Ebd.
57 Ebd., S.170.

3.3.1 Proaktiver Ansatz

In den Fallen, in denen die Polizei tatverdachtige
Personen auf eine freiwillige Kontaktaufnahme mit
einer Taterarbeitseinrichtung hinweist, nehmen die
Beschuldigten nur selten Kontakt zur Einrichtung
auf.’® Tater sind jedoch besonders im direkten
Zeitfenster nach der Tat eher bereit, sich kritisch
mit dem eigenen gewalttatigen Verhalten ausein-
anderzusetzen.®® Da dieses Zeitfenster fur die
Taterarbeit auf dem Weg Uber die Justiz aufgrund
langer Verfahrensdauern oft nicht genutzt werden
kann, bietet der proaktive Ansatz die Chance einer
zeitnahen Intervention: Die Polizei kann, wenn sie
Kenntnis Gber Handlungen hauslicher Gewalt
erhalt, die Kontaktdaten des Taters direkt an eine
kooperierende Taterarbeitseinrichtung Ubermitteln.
Diese Einrichtung meldet sich daraufhin beim Tater
und unterbreitet ihm ein Beratungsangebot.®® Bis-
lang machen die Bundeslander unterschiedlich
vom proaktiven Ansatz Gebrauch. Teilweise exis-
tieren bereits rechtliche Grundlagen, die auf die-
sem Ansatz beruhen, teilweise wird der Ansatz in
Modellprojekten erprobt. Im Folgenden werden
ausgewahlte Beispiele vorgestellt.

Rechtliche Grundlagen

Einzelne Landesgesetze enthalten Ermachtigungs-
grundlagen fur die Polizei- und Ordnungsbehdrden
flr die Weitergabe der personenbezogenen Daten
von Tatern an nicht-staatliche Beratungsstellen
zum Zwecke der Kontaktaufnahme mit dem Tater.
Eine solche Vorschrift gib es etwa im Landesrecht
von Sachsen-Anhalt. Dort erlaubt der § 28 Abs. 3
Sicherheits- und Ordnungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (SOG LSA) der Polizei die Uber-
mittlung personenbezogener Daten an nicht-
offentliche Beratungsstellen zum Zweck der per-
sonlichen Beratung. Die Weitergabe darf allerdings
nur mit Einwilligung des Taters erfolgen. AuBer-
dem handelt es sich um eine sehr allgemein
gefasste Rechtsgrundlage, die nicht Tater spezifi-
scher Gewaltformen adressiert.5" In anderen

58 Freudenberg / Nabateregga (2023), S. 15; Driigemoller, Lotta (26.3.2026): Taterarbeit gegen hausliche Gewalt. Gewaltkreislauf
mit Stuhlkreis durchbrechen. https://taz.de/Taeterarbeit-gegen-haeusliche-Gewalt/!6165314/ (abgerufen am 02.04.2026).

59 Freudenberg / Nabateregga (2023), S. 15.
60 Conradi/ Ulmer / Neis (2023), S. 14.

61 In Bezug auf die Kontaktdaten der gewaltbetroffenen Person gibt es spezifisch fiir den Kontext hauslicher Gewalt eine Befugnis
zur Datenlibermittlung an Beratungsstellen, sowie Hilfs- und Unterstitzungseinrichtungen, § 28a SOG LSA.
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Bundeslandern, wie beispielsweise Berlin und
Schleswig-Holstein, sind die gesetzlichen Befug-
nisse beziehungsweise Pflichten weitreichender
ausgestaltet. So ist gemaB § 45 Abs. 2 Allgemei-
nes Gesetz zum Schutz der 6ffentlichen Sicherheit
und Ordnung in Berlin (ASOG) vorgesehen, dass
die Polizei bei Einsatzen, unter anderem aufgrund
der Verletzung des Korpers oder der sexuellen
Selbstbestimmung, die Kontaktdaten des Taters an
eine von der Senatsverwaltung bestimmte Bera-
tungsstelle oder eine zwischengeschaltete Ver-
mittlungsstelle Ubermitteln soll. Eine vorherige
Zustimmung des Taters wird im Gesetz nicht als
Voraussetzung genannt. Die Beratungsstelle darf
die Daten ausschlieBlich dazu verwenden, dem
Tater ein Beratungsangebot zur Verhinderung wei-
terer Gewalthandlungen zu unterbreiten. Wird das
Angebot abgelehnt oder die Beratung nicht inner-
halb von drei Monaten aufgenommen, sind die
Daten unverzuglich zu l6schen. Das Gleiche gilt
gemaB § 45 Abs. 2 S. TNr. 2 ASOG auch fiir die
Weitergabe der Kontaktdaten der gewaltbetroffe-
nen Person.

Eine vergleichbare, aber noch etwas weitergehen-
de Regelung istin § 201a Abs. 6 Landesverwal-
tungsgesetz Schleswig-Holstein (LVwG SH) veran-
kert. Die Vorschrift normiert eine Pflicht der Polizei,
in Fallen, in denen die Voraussetzungen fiir den
Erlass einer polizeilichen Schutzanordnung (Woh-
nungsverweisung, Betretungsverbot, Kontaktver-
bot, Naherungsverbot) vorliegen, die Kontaktdaten
des Taters an eine Beratungsstelle fiir gewaltaus-
Ubende Menschen weiterzugeben. Das Gesetz
schreibt explizit vor, dass eine Zustimmung des
Taters nicht erforderlich ist. Die Mitarbeitenden der
Beratungsstellen durfen die Daten einmalig dazu
nutzen, dem Tater eine Beratung anzubieten. Sollte
der Tater die Beratung ablehnen, missen die Mitar-
beitenden der Beratungsstelle die Daten l6schen.
Zusatzlich ist in dieser Regelung vorgesehen, dass
die Beratungsstelle die Polizei Uber diese Ableh-
nung in Kenntnis zu setzen hat. Sollte der Tater
einer elektronischen Aufenthaltsiiberwachung nach
§ 201c LVwG SH unterliegen, ist auch das hierfiir
zustandige Gericht Uber die Ablehnung zu infor-

mieren. Die proaktive Ansprache des Taters ist
auch nach diesem Gesetz zu kombinieren mit
einem proaktiven Beratungsangebot an die gewalt-
betroffene Person. Auch ihre Daten sind von der
Polizei zu diesem Zweck an eine Beratungsstelle
zum Schutz vor hauslicher Gewalt weiterzugeben
(§ 201a Abs. 6 S. 1 Nr. 1 LVwG SH).%2

Gute Praxis:
Das Miinchner Unterstlitzungsmodell

Das Minchner Unterstiitzungsmodell (MUM)
implementiert unter der Beteiligung verschiede-
ner Partner, wie dem Polizeiprasidium Munchen
sowie Frauenberatungs- und Interventionsstel-
len, einen standardisierten Ansatz bei polizeili-
chen Einsatzen wegen hauslicher Gewalt: Wenn
die Polizei zu einem Vorfall hauslicher Gewalt
gerufen wird, werden der Tater und die gewalt-
betroffene Frau von der Polizei proaktiv gefragt,
ob sie Informationen zu Frauenberatungsstellen
und Taterarbeitseinrichtungen wiinschen. Die
Informationsweitergabe erfolgt durch Informati-
onsflyer. Dieser Ansatz gilt als praventive MaB-
nahme, die darauf abzielt, zukinftige Gewalt-
vorkommnisse zu verhindern, indem dem Tater
Unterstitzung angeboten wird, bevor es zu
weiteren Eskalationen kommt. Fachkrafte der
BAG TaHG stellen fest, dass sich bereits erste
Erfolge zeigen und Tater Uber diese Praxis in
die Beratung gelangen. Die Informationsweiter-
gabe mithilfe von Flyern ist allerdings bislang
nicht flachendeckend implementiert oder insti-
tutionell verankert. Zudem erfordert sie eine
kontinuierliche Uberpriifung der Informations-
materialien auf ihre Zielgruppentauglichkeit hin
sowie eine wissenschaftliche Bewertung der
langfristigen Erfolge. An dieser Stelle spielen
eine ausreichende finanzielle und personelle
Ausstattung und die regelmaBige Evaluierung
des Modells eine zentrale Rolle.

Hurden in der Praxis

Obwohl die Regelungsstruktur zum proaktiven
Ansatz bislang uneinheitlich ist, lassen sich Uber-
greifende Defizite identifizieren. Mit Blick auf

62 Weitere landesrechtliche Regelungen, die den proaktiven Ansatz abbilden: Bremen — § 55 Abs. 5 BremPolG, Hamburg - § 47a
POIDVG. AuBerdem Regelungen vorhanden, die nur die Weitergabe der Daten der gewaltbetroffenen Person betreffen: Meck-
lenburg-Vorpommern - § 52 Abs. 3 S. 1SOG M-V, Thiringen: § 18 Abs. 2 S. 6 PAG (Stand: April 2026).
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solche gesetzlichen Vorschriften, die die Zustim-
mung des Taters fur die Datenweitergabe erfor-
dern, wird in der Praxis darauf hingewiesen, dass
es oft nicht gelingt, Tater von einer Zustimmung
zur Datenweitergabe zu Uberzeugen. Denn eine
solche Zustimmung werde von ihnen oft mit einem
vermeintlichen Schuldeingestandnis in Zusam-
menhang gebracht.®® Der Umstand, dass sehr
heterogene Kooperationsvereinbarungen zwischen
Polizei und Taterarbeitseinrichtungen existieren,
sei laut Fachkraften der Grund, warum sowohl auf
Seiten der Polizei als auch auf Seiten der Mitarbei-
tenden in Taterarbeitseinrichtungen Unsicherhei-
ten in der Zusammenarbeit bestliinden. In der Folge
wirde nicht konsequent Kontakt zwischen Tater
und einer Taterarbeitseinrichtung hergestellt wer-
den. Die interviewten Fachkrafte betonen zudem,
dass es fir die Praxis von Vorteil ware, rechtliche
Grundlagen daflr zu schaffen, dass der proaktive
Ansatz auch von anderen Akteuren im Unterstit-
zungssystem, wie etwa dem Jugendamt, umge-
setzt werden kdnne. Im Rahmen ihrer Beratungs-
und Betreuungstatigkeiten wirden diese Stellen
friihzeitige Hinweise auf etwaige Gewaltvorfalle
erhalten, sodass sie eine entscheidende Rolle fur
den starkeren und friihzeitigen Einsatz von Taterar-
beit spielen kdnnten.

Schlussfolgerung

Der Blick in die Praxis verdeutlicht, dass fur die
Starkung der Praventionsarbeit durch Taterarbeit
anwendungsfreundliche gesetzliche Grundlagen
auf landesrechtlicher Ebene einen Grundbaustein
bilden. Die Lander sollten demnach die rechtliche
Befugnis zur Datenweitergabe ohne Einwilligung
des Taters an bestimmte Taterarbeitseinrichtungen
schaffen, damit diese proaktiv Kontakt zum Tater
aufnehmen kénnen. Eine solche Befugnis wirde
die Hirde, die die Erforderlichkeit einer Zustim-
mung des Taters zur Weitergabe seiner Daten dar-
stellt, Gberwinden und dafilir sorgen, dass Tater
durch ausgebildete Sozialarbeiter*innen ange-
sprochen werden, was eine wichtige Erganzung
zur polizeilichen Intervention darstellt. Fur den
Fall, dass der Tater das Angebot ablehnt, ist die
Pflicht zur L6schung seiner Daten durch die Tater-
arbeitseinrichtung gesetzlich zu verankern. Die

63 Freudenberg / Nabateregga (2023), S. 10.

Daten, die weitergeleitet werden dirfen, sind dabei
klar zu definieren und auf das notwendige Mini-
mum, welches zur Kontaktaufnahme erforderlich
ist, zu begrenzen. Auch die Schutz- und Unterstut-
zungsbedarfe der gewaltbetroffenen Frau sind zu
berlicksichtigen, indem gesetzliche Grundlagen
fur ein proaktives Beratungsangebot durch Bera-
tungs- und Interventionsstellen fiir Betroffene
hauslicher Gewalt geschaffen werden. Dies erfor-
dert die Normierung einer Befugnis der Polizei zur
Weitergabe der fir die Kontaktaufnahme erforder-
lichen Daten. Auch GREVIO hat sich in seinem
Basisevaluierungsbericht dafur ausgesprochen,
proaktive Beratungsmaglichkeiten fir gewaltbe-
troffene Personen auszubauen.®* Dies erscheint
gerade vor dem Hintergrund sinnvoll, dass Betrof-
fene kurz nach dem Tatvorgang einen groBen
Unterstltzungsbedarf aufweisen, der von Bera-
tungs- und Interventionsstellen begleitet werden
sollte. Hierbei ist aber unbedingt im Blick zu behal-
ten, dass das Aufsuchen von Beratungsstellen eine
eskalierende Wirkung auf Gewaltsituationen haben
kann, sodass die Sicherheitsinteressen der betrof-
fenen Person bei der Unterbreitung eines proakti-
ven Beratungsangebotes zu berucksichtigen sind.
An dieser Stelle ist zudem zu betonen, dass die
Ablehnung eines solchen Angebotes durch die
gewaltbetroffene Frau unbedingt zu respektieren
ist. Eine Erweiterung polizeilicher Befugnisse sollte
zudem nur erfolgen, wenn diese mit systemati-
schen und verpflichtenden Fortbildungen fir Poli-
zist*innen einhergehen, die dazu beitragen, dass
diese Befugnisse diskriminierungsfrei und mit aus-
reichender Kenntnis Uber hausliche Gewalt und mit
einer Sensibilitat fir die Bedarfe Betroffener aus-
geubt werden.

Die Ubernahme des proaktiven Ansatzes fiir ande-
re Akteure des Hilfesystems erfordert gesetzliche
Befugnisse zur Datenweitergabe an ausgewahlte
Beratungsstellen, welche im Einklang mit beste-
henden datenschutzrechtlichen Bestimmungen
stehen missen und die datenschutzrechtlichen
Belange der betroffenen Personen ausreichend
berlcksichtigen.

64 Council of Europe, GREVIO / Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022), Ziff. 168.
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3.4 Strafjustiz

Im Straf- und Strafprozessrecht existieren mehrere
Vorschriften, auf deren Grundlage Tater zur Teil-
nahme an sozialen Trainingskursen verpflichtet
werden kénnen. Diese Zugange unterscheiden
sich je nach Verfahrensstadium und rechtlicher
Stellung der betroffenen Person. Dazu gehdren
unter anderem gerichtliche Weisungen oder Aufla-
gen im Rahmen von Verfahrenseinstellungen oder
Bewahrungsstrafen. Ein besonderes Merkmal fiir
einzelne Zugangswege in diesem Bereich ist ihr
Zwangscharakter. Dies kann eine herausfordern-
dere Ausgangslage fir die Arbeit mit dem Tater im
sozialen Trainingskurs im Vergleich zu einem frei-
willig teilnehmenden Tater schaffen. Laut Statistik
der BAG TaHG fur das Jahr 2024 gelangen 12 Pro-
zent der Falle Uber einen Zugangsweg aus dem
Bereich des Strafgerichts oder der Staatsanwalt-
schaft in die Taterarbeitseinrichtungen.®

Rechtliche Grundlagen

Durch das Gesetz zur Starkung der Taterverant-
wortung vom 15. November 2012% wurden im
Straf- und Strafprozessrecht Zugangswege in die
Taterarbeit explizit normiert. Die Strafprozessord-
nung (StPO) sieht in § 153a Abs. 1und 2 die Még-
lichkeit vor, ein Strafverfahren gegen Weisungen
oder Auflagen vorlaufig einzustellen. Ein solches
Vorgehen erfordert grundsatzlich die Zustimmung
von Staatsanwaltschaft, Gericht und Beschuldig-
tem.®” Das Zustimmungserfordernis des Gerichts
entfallt bei Vergehen, bei denen das Gesetz keine
Mindeststrafe vorsieht, wie es etwa bei der einfa-
chen Korperverletzung (§ 223 Strafgesetzbuch
(StGB)) der Fall ist (§ 153a Abs. 1S. 7 in Verbin-
dung mit § 153 Abs. 1S. 2 StPO). Die Einstellung
erfolgt im Gegenzug dazu, dass der Beschuldigte
Auflagen oder Weisungen erteilt bekommt, die er
zu erflllen hat. Andernfalls kann das Verfahren
erneut aufgenommen werden. Es steht hierbei im
Ermessen des Gerichts, beziehungsweise in den
Fallen, in denen eine gerichtliche Zustimmung
nicht erforderlich ist, der Staatsanwaltschaft, wel-

che Auflage oder Weisung im Einzelfall fur geeig-
net erachtet wird. Zu der nicht abschlieBenden
Auswahl an moéglichen Auflagen und Weisungen,
die das Gesetz vorgibt, gehdrt auch die Teilnahme
an einem sozialen Trainingskurs (§ 153a Abs. 1S. 2
Nr. 6 StPO). Zum Zwecke der Durchfiihrung dieses
Trainingskurses sind Staatsanwaltschaft und
Gericht gemaB § 153a Abs. 4 StPO in Verbindung
mit § 155b StPO berechtigt, personenbezogene
Daten des Beschuldigten an die Taterarbeitsein-
richtung weiterzuleiten. Der § 153a StPO findet nur
auf Vergehen Anwendung, also Straftaten, die mit
einer Mindestfreiheitsstrafe von weniger als einem
Jahr bedroht sind, so zum Beispiel bei leichteren
Korperverletzungen.®® Zudem darf die Schwere
der Schuld einer Einstellung nicht entgegenstehen
(§ 153a Abs. 1S. 1 StPO). In Verfahren, die schwe-
rere Gewalttaten zum Gegenstand haben, wie es
bei Gewalt in (Ex-)Partnerschaften der Fall sein
kann, kann diese Vorschrift daher nicht angewandt
werden.®® Zwar ist beispielsweise das Delikt der
gefahrlichen Korperverletzung (§ 224 StGB)
rechtstechnisch auch nur ein Vergehen, sodass
eine Verfahrenseinstellung nach § 153a StPO theo-
retisch moglich ware, allerdings steht in solchen
Fallen in der Regel die Schwere der Schuld einer
Einstellung entgegen (§ 153a Abs. 1S. 1 StPO).
Klarzustellen ist zudem, dass eine Verfahrensein-
stellung keine Verurteilung darstellt. Es wird ledig-
lich von einer weiteren strafrechtlichen Verfolgung
des potenziellen Taters abgesehen, ohne dass die
Schuldfrage zwingend abschlieBend geklart ist.

Neben dieser verfahrensrechtlichen Verweisungs-
moglichkeit gibt es auch im Bereich der strafrecht-
lichen Sanktionen Zugangswege in die Taterarbeit.
Hierzu gehdrt die Verwarnung mit Strafvorbehalt.
Dies ist praktisch eine Geldstrafe’® auf Bewahrung,
wie es aus dem Kontext der Freiheitsstrafen
bekannt ist. Das Gericht spricht in diesen Fallen
gemaB § 59 Abs. 1S. 1 StGB in seinem Urteil eine
Verwarnung aus und behalt sich die Verurteilung
zu einer bestimmten Geldstrafe fur die Dauer einer
maximal zweijahrigen Bewahrungszeit vor (§ 59a

65 Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V. (2025), S. 25.

66 Bundesgesetzblatt 2012 Teil | Nr. 54, S. 2298.

67  Zur Vereinfachung wird hier der Oberbegriff ,,Beschuldigter verwendet. Gemeint sind damit Beschuldigte, Angeschuldigte und

Angeklagte.
68 Peters (2024), § 153 a, Rn. 1-3, 7 (MiKo StPO).
69 Ernst (2020), S. 112.

70  Nur anwendbar auf Geldstrafen in Hohe von maximal 180 Tagessatzen, § 59 Abs. 1S. 1 StGB.
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Abs. 1 StGB). Zusatzlich zu der Verwarnung kann
das Gericht dem Verwarnten Anweisungen ertei-
len. Auch hier sieht das Gesetz einen Katalog von
moglichen Anweisungen vor, wozu die Teilnahme
an einem sozialen Trainingskurs gehort (§ 59a
Abs. 2 S. 1Nr. 6 StGB).

Das gleiche Prinzip ist im Bereich der Freiheits-
strafen auf Bewahrung vorgesehen. Begleitend zu
einer Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe, welche
zur Bewdahrung ausgesetzt wird, kann das Gericht
Weisungen erteilen, um einem Ruckfall des Taters
entgegenzuwirken (§ 56¢ Abs. 1S.1StGB). Zwar
wird die Teilnahme an einem sozialen Trainings-
kurs hier nicht explizit im Katalog der Weisungen in
§ 56¢ Abs. 2 StGB genannt, allerdings ist diese
Auflistung nicht abschlieBend, das heiBt, sie dient
dem Gericht als Orientierung, lasst aber auch
Raum fir weitere, nicht benannte, Weisungen. Eine
solche nicht benannte Weisung kann die Teilnah-
me an einem sozialen Trainingskurs sein.”’ Sowohl
die Freiheitsstrafe auf Bewahrung als auch die
Verwarnung mit Strafvorbehalt stellen - im Gegen-
satz zu der Verfahrenseinstellung nach § 153a
StPO - eine gerichtliche Verurteilung und damit
eine Schuldzuweisung zum Tater dar.

Eine weitere Mdglichkeit, die als (indirekter)
Zugang zu Taterarbeitsprogrammen Uber die
Strafjustiz in Betracht kommt, ist der Tater-Opfer-
Ausgleich, welcher in §§ 155a, 155b StPO geregelt
ist. Es handelt sich dabei um eine Form der auBer-
gerichtlichen Konfliktbeilegung zwischen Tater
und Geschadigter, welche im Strafverfahren zu
einer Verfahrenseinstellung (§§ 153, 153a StPO),
zu Strafmilderungen oder ganzlichem Absehen
von einer Strafe (§ 46a Nr. 1 StGB) fiihren kann.”?
Grundvoraussetzung fur die Durchfiihrung eines
Tater-Opfer-Ausgleichs ist das Einverstandnis der
Geschadigten. Das Gesetz gibt nicht genau vor,
welches Verhalten vom Tater erwartet wird. Um

71 Klett-Straub (2025), § 56c¢, Rn. 36-37 (MiiKo StGB).

den Sinn und Zweck des Ausgleichsverfahrens zu
erreichen, ist es jedoch erforderlich, dass der
Tater erkennen lasst, dass er Verantwortung fur
seine Taten Ubernimmt, was nicht heiBt, dass er
ein vollumfangliches Gestandnis ablegen muss.”
Im Rahmen dieses Verfahrens haben die Beteilig-
ten die Mdglichkeit, unter professioneller Beglei-
tung Uber die Tat in einen schriftlichen oder miind-
lichen Austausch zu kommen und magliche
MaBnahmen zu vereinbaren, die einen Ausgleich
der beidseitigen Interessen schaffen konnen. Fir
die Auswahl dieser MaBnahmen gibt es keine kon-
kreten Vorgaben, sodass auch die Vereinbarung
maoglich ist, dass der Tater an einem Taterarbeits-
programm teilnehmen soll.”* Mit Blick auf Art. 48
Istanbul-Konvention ist allerdings zu beachten,
dass alternative Konfliktlosungsverfahren, wie der
Tater-Opfer-Ausgleich, in Fallen von Gewalt in
(Ex-)Partnerschaften auch kritisch zu bewerten
sind. Die Konvention untersagt verpflichtende
Mediation oder ahnliche Verfahren, da sie das Risi-
ko bergen, bestehende Machtungleichgewichte zu
verstarken und die Betroffenen zusatzlich zu
belasten.” Auch wenn der Tater-Opfer-Ausgleich
gesetzlich keinen verpflichtenden Charakter hat,
kann es in der Praxis zum Beispiel passieren, dass
auf die Geschadigte durch die Strafverteidigung
Druck ausgeubt wird.”® Eine Anwendung solcher
Verfahren sollte daher nur mit besonderer Sensibi-
litat gegenliber den Schutzbedilirfnissen der
Betroffenen erfolgen. Dies erfordert den Einsatz
von Fachkraften, die auf dem Gebiet geschlechts-
spezifische Gewalt im Kontext von (Ex-)Partner-
schaften geschult sind.””

Gute Praxis:
Marburger Modell Hausliche Gewalt

Das bei den Sozialen Diensten der Justiz am
Landgericht Marburg angesiedelte Projekt wird
von Sozialarbeiter*innen getragen. Zentraler

72  TeBmer (2024), § 155a, Rn. 2 (MiKo StPO). Ergédnzende Erklarung: Da der Tater im Strafverfahren (Ausnahme: Privatklagedelikte)
durch die Staatsanwaltschaft angeklagt wird (Geschadigte kann aber im Rahmen der Nebenklage hinzutreten), fihrt eine auBer-
gerichtliche Konfliktbeilegung zwischen Tater und Geschadigter nicht ohne Weiteres dazu, dass das gerichtliche Verfahren

beendet ist.
73 Maier (2025), § 46a, Rn. 35-37 (MiiKo StGB).

74  Waage Hannover e.V.(0.J.): Beispiele fiir Ergebnisse im Tater-Opfer-Ausgleich. https://waage-hannover.de/
taeter-opfer-ausleich-toa/ergebnisse/ (abgerufen am 25.03.2026).

75  Council of Europe (Hg.), Erlauternder Bericht (2011), Ziff. 252.

76  Biindnis Istanbul-Konvention (2025), S. 106, 108.

77  Council of Europe, GREVIO / Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022), Ziff. 288.
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Bestandteil ist die Optimierung und Beschleuni-
gung der Zusammenarbeit von Polizei, Staats-
anwaltschaften und Gerichten. Es unterstiitzt
Staatsanwaltschaft und Gericht durch frihzeiti-
ge Ubermittlung von Informationen zum Téter
und Geschadigter. Die Intervention durch die
Sozialen Dienste der Justiz erfolgt in der Regel
innerhalb von funf Tagen nach dem Gewaltvor-
fall. Die Polizei Gbermittelt Anzeigen unmittel-
bar an die Sozialen Dienste der Justiz, sodass
frih eine Kontaktaufnahme zu beiden Seiten
erfolgt; das Beratungsangebot ist freiwillig.
Ergebnisse werden der Staatsanwaltschaft fur
das Verfahren zur Verfligung gestellt, sodass
auch die effektive Strafverfolgung durch das
Marburger Modell gestarkt wird. Das Modell ist
in ein Netzwerk aus Polizei, Staatsanwaltschaft,
Jugendamtern, Beratungsstellen und Frauen-
hausern eingebunden. Geschadigte erhalten
Unterstitzung bei Aussage- und Schutzfragen,
wahrend Taterarbeit auf die Vermeidung weite-
rer Gewalthandlungen zielt. Die Sozialen Diens-
te der Justiz stellen diese Beratungsangebote
nicht selbst bereit, sondern fungieren als Ver-
mittlungsstelle.”®

Hiirden in der Praxis

Die vorangegangenen Erlauterungen zeigen, dass
die Zugangswege in die Taterarbeit in dem Bereich
der Strafjustiz rechtlich heterogen ausgestaltet
sind. Dies lasst sich damit begriinden, dass die
Vorschriften jeweils unterschiedlichen Verfahrens-
schritten im Strafverfahren zugeordnet sind, die
jeweils anderen prozessualen Regeln unterliegen.
So besteht ein wesentlicher Unterschied darin,
dass eine Zustimmung des Taters im Rahmen der
Verfahrenseinstellung und zumindest seine Mitwir-
kungsbereitschaft fir Vereinbarungen im Rahmen
eines Tater-Opfer Ausgleiches erforderlich ist,
wahrend dies bei der Anordnung von Taterarbeit
als Teil einer Sanktion nicht der Fall ist. Ein Zustim-
mungserfordernis kann in der Praxis eine Hiirde
darstellen, ist jedoch fir den Schutz der Rechte
des Beschuldigten zwingend erforderlich, da es im
Rahmen des § 153a StPO die Entscheidung lber
die Einstellung seines Strafverfahrens betrifft. Mit

78 Hessischer Landtag (2024).

79  Ernst (2020), S. 111.

80 Deutsches Institut fir Menschenrechte (2024), S. 149-151.
81 Freudenberg / Nabateregga (2023), S. 15.

Blick auf die Verweisungsmdglichkeit in § 153a
StPO ist auBerdem zu bedenken, dass eine Verfah-
renseinstellung den Bedarfen der Betroffenen
entgegenlaufen kann, da fur sie eine gerichtliche
Schuldfeststellung eine wichtige symbolische und
psychologische Funktion fiir die Anerkennung des
erlittenen Unrechts erfillen kann.”®

Ein weiterer Unterschied in den rechtlichen Grund-
lagen besteht darin, dass die Anordnung von
Taterarbeit teilweise explizit benannt, teilweise
jedoch nur als unbenannte Weisungsmaoglichkeit
vorhanden ist. Bei offenen MaBnahmenkatalogen
besteht stets das Problem, dass unbenannte Mdg-
lichkeiten nur ergriffen werden, wenn die Rechts-
anwender*innen Kenntnis von weiteren spezifi-
schen Anordnungsmadglichkeiten haben. Wie
bereits im Rahmen der polizeilichen Zuweisungen,
ist es daher von entscheidender Bedeutung, dass
die Staatsanwalt*innen und Richter*innen ausrei-
chend Uber Taterarbeitsprogramme informiert
sind, damit sie diese Uberhaupt als adaquate Ent-
scheidungsoption erkennen. Entsprechende ver-
pflichtende Aus- und Fortbildungsprogramme gibt
es jedoch bislang nicht. Auch existierte im Jahr
2022 in keinem Bundesland ein landesweites Kon-
zept zur Ausbildung von Staatsanwalt*innen und
Richter*innen auf dem Gebiet geschlechtsspezifi-
sche Gewalt.®° Dies steht nicht im Einklang mit den
Vorgaben der Istanbul-Konvention, welche in Art.
15 allgemein die Fort- und Ausbildung von Fach-
kraften auf dem Gebiet geschlechtsspezifische
Gewalt vorschreibt und in Art. 49 und Art. 50 spe-
ziell fr den Bereich des Strafverfahrens zu
umfassenden MaBnahmen zur Gewaltpravention
verpflichtet.

Aus praktischer Perspektive kann es sich zudem
als hinderlich erweisen, dass strafrechtliche Ver-
fahren sich Uber einen langen Zeitraum erstrecken
koénnen. Dies ist dem Erfolg von Taterarbeitspro-
grammen zumindest nicht zutraglich, da Tater in
der Regel unmittelbar nach der Tat am ehesten
dazu bereit sind, Verantwortung fir die Tat zu
Ubernehmen und sich mit ihrem Verhalten ausein-
anderzusetzen.®' Zudem kann eine zwangsweise
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Zuweisung in die Taterarbeit zu dem Problem fih-
ren, dass der Tater von der Taterarbeitseinrichtung
nicht aufgenommen wird. Denn nach dem Stan-
dard der BAG TaHG kdnnen nur Tater an einem
Programm teilnehmen, die ihre Tat eingestehen
und ein MindestmaB an Mitwirkungsbereitschaft
zeigen.?? Dies durfte bei Tatern, die eine Teilnahme
gerichtlich angeordnet bekommen, nicht immer
gegeben sein.

Schlussfolgerung

Der Umstand, dass die Zuweisungsmaoglichkeiten
durch Strafrichter*innen und Staatsanwalt*innen
bislang wenig genutzt werden (siehe oben), deutet
unter anderem auf eine mangelnde Sensibilitat fir
die Praventionskraft dieser MaBnahme hin. Ein Bau-
stein zur Starkung des justiziellen Zugangsweges in
die Taterarbeit kann eine starkere rechtliche Sicht-
barkeit dieser MaBnahme sein. Daflr bietet sich
eine explizite Verankerung von Taterarbeitspro-
grammen im Weisungskatalog fiir Bewahrungsstra-
fen in § 56¢ Abs. 2 StGB an. Rechtliche Grundlagen
allein reichen jedoch nicht aus, was sich darin zeigt,
dass soziale Trainingskurse bereits in einigen Vor-
schriften explizit genannt werden, sich die Zahl der
Zuweisungen aber trotzdem auf einem sehr gerin-
gen Niveau befindet. Zentral flr eine konsequente-
re gerichtliche Anwendung der Zuweisungswege in
die Taterarbeit ist daher die Steigerung des Wis-
sensstandes bei Staatsanwalt*innen und Richter*in-
nen auf diesem Themengebiet durch verpflichtende
Fortbildungen. Teile der Rechtswissenschaft beur-
teilen verpflichtende Fortbildungen fir Richter*in-
nen als unvereinbar mit der richterlichen Unabhan-
gigkeit aus Art. 97 Abs. 1 Grundgesetz (GG). Dem
ist jedoch entgegenzuhalten, dass verpflichtende
Fortbildungen den Richter*innen lediglich das
Werkzeug geben, mit dem sie zu einer fachlich
fundierten Entscheidung gelangen kénnen, ohne
dass dabei der Inhalt der Entscheidung berthrt
wird. Dartber hinaus stellen verpflichtende Fortbil-
dungen auch keine Verletzung der Berufsfreiheit
aus Art. 12 Abs. 1 GG dar. Sie verfolgen das Ziel,
die Umsetzung der Istanbul-Konvention voranzu-
bringen und dienen der Verwirklichung der Rechte
Gewaltbetroffener. Damit ist der Eingriff verfas-

sungsrechtlich gerechtfertigt.®® Die Fortbildungen
auf dem Gebiet geschlechtsspezifische Gewalt
sollten dabei Inhalte zu Taterarbeitsprogrammen
enthalten und zur Vernetzung mit entsprechenden
Einrichtungen beitragen. Auf diese Weise kdnnen
auch Kooperationsstrukturen zwischen Gericht,
Staatsanwaltschaft und Taterarbeitseinrichtungen
etabliert oder verfestigt werden. Dies ist notwen-
dig, damit Richter*innen und Staatsanwalt*innen
die regionale Angebotsstruktur kennen, sodass die
einzelne Zuweisung in der Praxis schnell und fur
die Bedarfe des jeweiligen Taters passend erfol-
gen kann. Die Starkung dieser verpflichtenden
Zugangswege in die Taterarbeit ist von groBer
Bedeutung, da mit ihr auch Tater erreicht werden
kdnnen, die sich zunachst nicht aus eigener Moti-
vation heraus flr die Teilnahme an einem sozialen
Trainingskurs entscheiden wiirden. Zwar kann
hierdurch ein Spannungsverhaltnis in Bezug auf
die Zugangsvoraussetzungen nach dem Standard
der BAG T@HG entstehen, der ein MindestmaR an
Mitarbeitsbereitschaft fordert (siehe oben). Es
wird allerdings dadurch aufgeldst, dass die Tater-
arbeitseinrichtungen in der Regel uneinsichtige
Tater nicht ohne Weiteres abweisen, sondern sich
bemiihen, durch Gesprache auf eine Einsicht des
Taters hinzuwirken. Ziel des Programms ist es, im
Verlauf des Trainings auf eine vollstandige Verant-
wortungsiibernahme des Taters fir seine Gewalt-
handlungen hinzuarbeiten. Nur bei Personen, die
Gewalthandlungen vollumfanglich abstreiten, ist
eine Aufnahme nicht umsetzbar, da keine Arbeits-
grundlage fiir das Taterprogramm besteht. In allen
anderen Fallen ist eine Aufnahme in das Programm
grundsatzlich moglich. Auf diese Weise kénnen die
verpflichtenden Zuweisungen dazu beitragen,
dass Taterarbeitsangebote auch zunachst unein-
sichtige Tater erreichen kdnnen.

3.4.1 Justizvollzugsanstalten

An das strafrechtliche Ermittlungs-, Zwischen- und
Hauptverfahren schlieBt sich das Vollzugsverfah-
ren an. In diesem Verfahrensstadium werden die
vom Gericht verhangten Strafen vom Verurteilten
verblBt. Im Falle von Freiheitsstrafen geschieht
dies in Justizvollzugsanstalten (JVA).

82 Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.

(2023), s. 10.

83 Detaillierter zur Diskussion beziiglich der VerfassungsmaBigkeit einer Fortbildungspflicht fiir Richter*innen siehe: Deutsches

Institut fir Menschenrechte (2024), S. 152-153.
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Rechtlicher Rahmen

Anders als in den vorangegangenen Verfahrens-
stadien gibt es hier keine rechtlichen Regelungen
fur die verpflichtende Anordnung von Téaterarbeit.
Allerdings kann die Teilnahme an sozialen Trai-
ningskursen sich positiv auf eine mogliche friih-
zeitige Haftentlassung auswirken. GemaB § 57
Abs. 1 StGB kann nach AbbuBen eines Teils der
Freiheitsstrafe der Rest der Strafe zur Bewahrung
ausgesetzt werden. Eines der Kriterien fir diese
Entscheidung ist das Verhalten der verurteilten
Person im Vollzug. In diesem Rahmen kann die
Teilnahme an einem sozialen Trainingskurs positiv
beriicksichtigt werden.® Dem Erlauternden Bericht
der Istanbul-Konvention lasst sich entnehmen,
dass die Verpflichtung aus Art. 16 Abs. 2 Istanbul-
Konvention zur Einrichtung von Behandlungspro-
grammen flr Sexualstraftater sich auch auf Ange-
bote im Gefangnis erstreckt.®> GREVIO hat in
seinem Basisevaluierungsbericht zudem an die
deutschen Behorden appelliert, Taterarbeitspro-
gramme auch in Haftanstalten zu etablieren und
festgestellt, dass es bislang vor allem Angebote
flr Sexualstraftater gibt.%¢

von 114 gemeldeten Taterarbeitseinrichtungen
nach dem BAG TaHG-Standard.®® Eine kontinu-
ierliche Weitervermittlung der Teilnehmer nach
ihrer Entlassung aus der JVA in ambulante
Tatereinrichtungen mit diesem Standard ist
daher nur eingeschrankt moglich.®® Gerade in
dieser Phase ware jedoch ein Zugang zu
Facheinrichtungen fir die Tater bedeut-

sam. Bestimmte Elemente des Programms, das
ursprunglich fir ambulante Taterarbeit konzi-
piert wurde, missen innerhalb der JVA ange-
passt werden. So entfallen beispielsweise
gemeinsame Aktivitaten auBerhalb der Haftan-
stalt. Gleichzeitig ergeben sich spezifische
Rahmenbedingungen, die potenziell férderlich
fur eine vertiefte Auseinandersetzung mit dem
eigenen Verhalten sein kdnnen, da Ablenkun-
gen im Haftalltag begrenzt sind.®’ Zudem kon-
nen sich die Teilnehmer frihzeitig mit ihrer Tat
auseinandersetzen und bereits wahrend der
Haft Schritte in Richtung Verantwortungstber-
nahme unternehmen, wie etwa die Klarung von
Umgangsregelungen mit dem eigenen Kind in
Zusammenarbeit mit dem Jugendamt.®?

Gute Praxis:
Justizvollzugsanstalt Dieburg

Verschiedene Mitgliedseinrichtungen der BAG
TaHG fuhren Programme in JVAs, beispielswei-
se in Form von Einzelberatungen, durch. In der
hessischen JVA in Dieburg fihrt die Taterar-
beitseinrichtung Gran Torino Frankfurt seit Jah-
ren Programme gemaB BAG TaHG-Standard
durch.®” Fur das Pilotprojekt wurden eigens
mannliche Inhaftierte aus anderen JVAs in die-
se Anstalt verlegt. ® Dieses Vorgehen gestaltet
sich jedoch als aufwandig und zusatzlich ent-
gehen der abgebenden JVA dadurch entspre-
chende Finanzmittel, was dazu flihren kann,
dass die JVAs die Tater nicht abgeben

wollen. Im Jahr 2022 arbeiteten lediglich 78

Hiirden in der Praxis

Laut den interviewten Fachkraften stehen in eini-
gen Anstalten lediglich allgemeine Angebote, wie
Anti-Aggressionskurse, zur Verfligung, in denen
Tater, die wegen verschiedener Formen von
Gewalt verurteilt wurden, gemeinsam betreut wer-
den. Fachkrafte aus Einrichtungen, die sich am
Standard der BAG TaHG orientieren, betonen
jedoch, dass die Notwendigkeit spezifischer Pro-
gramme fur Tater von Gewalt in (Ex-)Partnerschaf-
ten auch innerhalb von JVAs bestehe. Denn solche
Programme bericksichtigten die Paardynamik

und wirden dadurch eine gezieltere und wirkungs-
vollere Verhaltensanderung ermdoglichen. Ein
weiteres Beispiel seien Téater, die wegen Stalkings
verurteilt wurden. Flr diese Zielgruppe sei ein spe-
zialisiertes Trainingsformat erforderlich, das das

84 Kinzig (2025), § 57, Rn. 16a (Tubinger Kommentar StGB).

85 Council of Europe (Hg.), Erlauternder Bericht (2011), Ziff. 105.

86 Council of Europe, GREVIO / Bundesministerium flir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022), Ziff. 110-114.
87 Gran Torino e.V. (0.J.): Neue Gruppe CHG in der JVA Dieburg begonnen. https://www.grantorino.de/neue-gruppe-chg-in-der-

jva-dieburg-begonnen (abgerufen am 02.04.2026).
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Sprechen Uber die (Ex-)Partnerin untersagt, um die
Verfestigung problematischer Denk- und Verhal-
tensmuster des Taters zu unterbinden. Es komme
vor, dass Mitarbeitende externer Taterarbeitsein-
richtungen, die nach dem Standard der BAG Ta4HG
arbeiten, proaktiv den Kontakt mit JVAs aufneh-
men, um Uber bestehende Angebote, wie jene der
BAG TaHG, zu informieren und Kooperationen
anzuregen. Die Ausgestaltung der Angebote inner-
halb einer JVA sei dabei jedoch maBgeblich vom
Engagement der jeweiligen Anstaltsleitungen und
Mitarbeitenden abhangig. Da ihnen zunachst die
deliktische Vorgeschichte der Inhaftierten nicht
bekannt sei, bedeute es bereits zeitlichen Aufwand,
Uberhaupt herauszufinden, welche Personen fiir
ein Taterarbeitsprogramm zu Gewalt in (Ex-)Part-
nerschaften in Frage kamen:

»Fur die Angestellten in der JVA ist es wirklich eine
[erhebliche Mehrarbeit]. Also die missen hoch
engagiert sein oder in einem Einzelgesprach das
mal erfahren haben. Fir die ist es richtige Arbeit,
Uberhaupt rauszufinden, wo ist denn hausliche
Gewalt [geschehen]? Wer hat das denn
[gemacht]? Denn das sagt im [Gefangnis] keiner.“

Sozialarbeiter*in in der JVA

Eine Herangehensweise sei dabei, in den Strafak-
ten der Inhaftierten nach Anhaltspunkten fur
Gewalt in (Ex-)Partnerschaften zu suchen,®® um
dann auf den Tater konkret zugehen zu kénnen
oder Informationsmaterialien auszuhangen. Da die
Inhaftierten innerhalb des Strafvollzugs jedoch
keiner Pflicht unterlagen, an einem Programm teil-
zunehmen, stiinden die Mitarbeitenden vor beson-
deren Herausforderungen, die Tater fiir ein Tater-
arbeitsprogramm zu motivieren. Fur viele Tater
stelle der Umstand, dass sich eine Teilnahme posi-
tiv auf eine friihzeitige Haftentlassung auswirken
kénne, zunachst die einzige Motivationsgrundlage
dar, sich an einem Kurs zu beteiligen.

Schlussfolgerung

Die Einblicke in die Praxis zeigen, dass Taterar-
beitsprogramme im Justizvollzug bislang unzurei-
chend etabliert sind. Die Angebote sollten deshalb

93 Ebd, S. 346.

dringend ausgeweitet werden und dabei der Stan-
dard der BAG TaHG zum Einsatz kommen. Hierbei
ist jedoch zu beachten, dass der BAG TaHG-Stan-
dard selbst vorgibt, dass mit Blick auf Sexualstraf-
tater spezielle Angebote zu ihrer Behandlung dem
Standard der BAG TaHG vorzuziehen seien.®*
Angesichts dessen, dass sich derzeit die existie-
renden Programme in JVAs vor allem an Sexual-
straftater richten, ist dies ein relevanter Faktor. Es
sollten daher Standards nach dem Vorbild der BAG
TaHG entwickelt werden, die weitere Tatergrup-
pen, wie etwa Sexualstraftater oder Stalking-Tater,
spezialisiert adressieren. Kritisch ist zudem, dass
die Implementierung von Taterarbeitsprogrammen
oft im Ermessen der einzelnen JVAs und

deren Budgetplanung liegt und maBgeblich vom
Engagement der Mitarbeitenden getragen wird.
Diese Abhangigkeit von Einzelpersonen sollte
durch eine verbindliche strukturelle Verankerung
von Taterarbeitsprogrammen im Justizvollzug
abgeldst werden. Zudem bedarf es auch in dieser
Berufsgruppe Aus- und FortbildungsmaBnahmen
nach MaBgabe der Art. 15, 49 und 50 der Istanbul-
Konvention, damit die Kenntnis Uber Taterarbeits-
programme und spezifische Ausgestaltungsmog-
lichkeiten fur den Kontext JVA flachendeckend
gesteigert wird.

3.5 Familiengerichte

Auch in familiengerichtlichen Verfahren bilden
soziale Trainingskurse einen zentralen Baustein,
um gewalttatige Verhaltensmuster zu durchbre-
chen. % Wahrend Paarberatungen in Fallen von
Gewalt in (Ex-)Partnerschaften hierfir in der Regel
ungeeignet sind, kann Taterarbeit eine sinnvolle
Alternative sein, da sie auf die Verantwortungs-
Ubernahme des Taters abzielt.® Das materielle und
prozessuale Familienrecht enthalt gesetzliche
Grundlagen dafiir, Tater zur Teilnahme an sozialen
Trainingskursen zu verpflichten. Diese Mdglichkei-
ten werden im Folgenden dargestellt und vor dem
Hintergrund der Vorgaben der Istanbul-Konvention
und Einblicken aus der Praxis eingeordnet.

94  Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend / Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V.
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Rechtliche Grundlagen

Im Bereich des Umgangs- und Sorgerechts spielt
der § 1666 Birgerliches Gesetzbuch (BGB) eine
zentrale Rolle. Der § 1666 Abs. 1 BGB erteilt den
Familiengerichten den Auftrag, in Fallen von Kin-
deswohlgefiahrdungen MaBnahmen zu ergreifen,
um die Gefahr vom Kind abzuwenden. Dieses Ver-
fahren wird von Amts wegen durch das Familien-
gericht eingeleitet, wenn es Hinweise auf eine
Kindeswohlgefahrdung erhalt. Dies kann insbe-
sondere durch eine Anregung des Jugendamtes
(§ 24 Abs. 1 FamFG) erfolgen.®” Das Gesetz halt,
ahnlich wie bei den oben genannten strafrechtli-
chen Regelungen, einen MaBnahmenkatalog in

§ 1666 Abs. 3 BGB bereit. Diese Aufzahlung ist
nicht abschlieBend zu verstehen, sodass die Teil-
nahme an einem sozialen Trainingskurs eine MaB-
nahme im Sinne des § 1666 Abs. 1 BGB darstellen
kann, obwohl dies in der Norm nicht explizit
genannt wird.®® Dabei ist zu beachten, dass die
MaBnahmen stets dem Grundsatz der Verhaltnis-
maBigkeit entsprechen mussen. Dieser erfordert,
dass eine MaBnahme geeignet, erforderlich und
angemessen sein muss, um das Ziel — die Abwen-
dung der Kindeswohlgefahrdung - zu erreichen.
Da die Anordnung der Teilnahme an einem sozia-
len Trainingskurs nur dazu geeignet ist, die Kin-
deswohlgefahrdung abzuwenden, wenn der Vater
hieran auch konstruktiv teilnimmt, kann die MaB-
nahme nur erfolgen, wenn der Vater sich dem
zumindest nicht vollstandig verweigert. Andern-
falls dirfte es an der Geeignetheit und damit der
VerhaltnismaBigkeit der gerichtlichen MaBnahme
mangeln.®® Ein Referent*innenentwurf des Bundes-
ministeriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz
(BMJV) zur Reform des Kindschaftsrechts, wel-
cher im Mai 2026 veroffentlicht wurde, sieht eine
ahnlich ausgestaltete Verankerung von Taterarbeit
im Rahmen des Kindesschutzverfahrens nach

§ 1666 BGB vor.™°

Ein weiterer Zugangsweg in die Taterarbeit wird
kinftig im Kontext von Umgangsregelungen eroff-
net werden. Das Gesetz zur Einflihrung der elek-
tronischen Aufenthaltsiiberwachung und der

97 Ebd., S. 118.
98 Volke (2024), § 1666, Rn. 228 (MiKo BGB).
99 Franke (2023), S. 42.

Taterarbeit im Gewaltschutzgesetz™ sieht in

§ 1684 Abs. 5 S. 2 BGB-E vor, dass das Familien-
gericht einem Elternteil gegentber anordnen kann,
an einem sozialen Trainingskurs oder einer
Gewaltpraventionsberatung teilnehmen zu mus-
sen. Gesetzliche Voraussetzung dafir ist, dass
von dem Elternteil eine Gefahr fir das Wohl des
Kindes ausgeht und die Anordnung von Taterarbeit
zur Abwendung dieser Gefahr erforderlich ist.

Auch das familienrechtliche Verfahrensrecht bietet
einen Zugangsweg in die Taterarbeit. Nach § 156
Abs. 1S.1FamFG kdnnen die Verfahrensbeteilig-
ten gemeinsame Vereinbarungen vor dem Famili-
engericht schlieBen, deren Einhaltung gerichtlich
Uberprift wird. Eine solche Vereinbarung kann
auch die Teilnahme an einem Taterarbeitspro-
gramm umfassen. Der Tater kann sich durch
AbschlieBen eines solchen Vergleiches selbst
dazu verpflichten, an einem sozialen Trainingskurs
teilzunehmen. Ein gerichtlicher Vergleich stellt
einen vollstreckbaren Titel dar (§ 86 Abs. 1 Nr. 2
FamFG), das heiBt, dass die im Vergleich festge-
haltenen Vereinbarungen mit Zwangsmitteln
durchgesetzt werden kdnnen. Theoretisch ist ein
solcher Vergleich damit in gleicher Weise verbind-
lich und durchsetzbar wie ein gerichtliches Urteil.

Allerdings ist hier anzumerken, dass der Verfah-
rensgrundsatz aus § 156 Abs. 1 FamFG, der dieser
Norm zugrunde liegt, in Fallen von Gewalt in (Ex-)
Partnerschaften problematisch ist. Der Grundsatz,
dass in jeder Lage des Verfahrens auf das Einver-
nehmen der Beteiligten hingewirkt werden soll,
steht im Widerspruch zu den Vorgaben aus Art. 48
Abs. 1Istanbul-Konvention, der verpflichtende
alternative Streitbeilegungsverfahren verbietet.
Dies liegt darin begrindet, dass Tater und gewalt-
betroffene Person aufgrund des bestehenden
Machtgefalles haufig keine gleichberechtigten
Teilnehmer*innen eines solchen Verfahrens sind."°?
Auch wenn ein Vergleich einen Zugangsweg in die
Taterarbeit eroffnet, ist dieses Instrument daher
mit Vorsicht zu betrachten.’®

100 Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz (2026), S. 24-25.

101 Deutscher Bundestag (2026a).

102 Council of Europe (Hg.), Erlauternder Bericht (2011), Ziff. 252.

103 Franke (2023), S. 48-49.
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Das Familiengericht ist neben diesen umgangs-
und sorgerechtlichen Verfahren auch zustandig
flr Antrdage nach dem Gewaltschutzgesetz
(GewSchG). Betroffene von Gewalt kénnen hieri-
ber unter anderem einen Antrag auf Anordnung
eines Kontakt- oder Naherungsverbotes stellen

(§ 1 GewSch@G). In Zukunft wird dieses Gesetz
einen weiteren Zugangsweg in die Taterarbeit
er6ffnen. Anfang Mai 2026 beschloss der Deut-
sche Bundestag das entsprechende Gesetz, wel-
ches unter anderem vorsieht, dass Familiengerich-
te bei Antragen nach § 1 GewSchG zusatzlich zu
den bisherigen Anordnungsmaoglichkeiten die Teil-
nahme an einem sozialen Trainingskurs oder einer
Gewaltpraventionsberatung anordnen kénnen

(§ 1 Abs. 4 GewSchG-E)."** Die neuen Regelungen
werden planmaBig Anfang 2027 in Kraft treten.’®

Eine weitere Zugangsform zur Taterarbeit im fami-
liengerichtlichen Verfahren ergibt sich Gber Ver-
fahrensbeistand*innen. |hre Aufgabe ist es, die
Interessen des Kindes festzustellen und im
gerichtlichen Verfahren zur Geltung zu bringen

(§ 158a FamFG). Dies soll unter anderem in Form
einer schriftlichen Stellungnahme erfolgen. AuBer-
dem koénnen die Verfahrensbeistand*innen
Gesprache mit dem Kind, den Eltern und weiteren
Bezugspersonen fihren und gegebenenfalls an
der Erarbeitung einer einvernehmlichen Regelung
mitwirken (§ 158a Abs. 1 FamFG). In dieser Funkti-
on kénnen sie den Richter*innen die Teilnahme
des Taters an einem Taterarbeitsprogramm, zum
Beispiel parallel zu Umgangskontakten oder als
Bedingung fur den Umgang mit dem Kind, empfeh-
len.°8 AuBerdem kdnnen sie die Anwendung des
Sonderleitfadens nach dem Miinchner Modell
anregen. Dieser wird im Folgenden vorgestellt.

Gute Praxis: Sonderleitfaden zum Miinchner Modell

Der Sonderleitfaden zum Miinchner Modell stellt ein spezialisiertes Verfahren fiir familiengerichtliche
Konflikte nach hauslicher Gewalt dar, insbesondere bei Streitigkeiten iber Umgang, Sorgerecht, Auf-
enthalt oder Herausgabe des Kindes. Ziel des Modells ist ein sicherheitszentrierter Umgang mit haus-
licher Gewalt im Sinne der Istanbul-Konvention. Das Verfahren kann vom Jugendamt oder von Verfah-
rensbeistand*innen angeregt werden, die Entscheidung Uber die Anwendung liegt jedoch beim
Gericht. Kennzeichnend sind eine beschleunigte Verfahrensfihrung, erhéhte Sicherheitsstandards
sowie die enge Zusammenarbeit zwischen Gericht, Jugendamt, Taterarbeitseinrichtungen und Frau-
enunterstiitzungseinrichtungen. Gerichtstermine sollen innerhalb eines Monats stattfinden, bei Bedarf
sind getrennte Anhdrungen der Elternteile vorgesehen.”” Zudem werden friihzeitig Akten anderer Ver-
fahren sowie polizeiliche und staatsanwaltschaftliche Informationen beigezogen, um eine fundierte
Gefahrdungseinschatzung zu ermaoglichen. Zentraler Bestandteil des Modells ist die Verantwortungs-
Ubernahme des Taters. Umgangskontakte sollen grundsatzlich erst dann stattfinden, wenn die
Gewalthandlungen bearbeitet wurden, etwa durch die Teilnahme an einem sozialen Trainingskurs
nach BAG T4HG-Standard. Dieser kann bis zu einem Jahr dauern. Erst nach einer ausreichenden
Auseinandersetzung mit der Gewalt beginnen gemeinsame Elterngesprache, wahrend die Kinder
zunachst nicht einbezogen werden. In der Praxis kann dies bedeuten, dass Vater ihre Kinder tber
mehrere Monate nicht sehen. Eine Fachkraft aus einer Taterarbeitseinrichtung berichtet, dass dies
haufig zur Ablehnung der Teilnahme fuhrt. Voraussetzung fur die Teilnahme sind ausreichende
Deutschkenntnisse sowie das Fehlen unbehandelter Suchterkrankungen oder psychischer Erkrankun-
gen. Konzepte wie der Sonderleitfaden zum Miinchner Modell eré6ffnen eine wichtige Perspektive: Sie
ermaoglichen langfristige Beratung und kénnen Frauen dabei unterstitzen, sich aus der Paarbeziehung
zu losen oder die Gewalterfahrungen innerhalb der Familie aufzuarbeiten.

104 Deutscher Bundestag (2026b).

105 Zum Zeitpunkt der Verfassung der Analyse stand noch die zweite Lesung im Bundesrat bevor. Fir eine ausfihrliche Auseinan-
dersetzung mit dem zugrundeliegenden Referent*innenentwurf siehe: Deutsches Institut fir Menschenrechte (2025).

106 Ernst (2020), S. 122; Berufsverband der Verfahrensbeistédnde, Erganzungspfleger und Berufsvormiinder fur Kinder und Jugend-
liche e. V. (2022), S. 14.

107 Bayerisches Staatsministerium der Justiz (19.03.2025) Sonderleitfaden Miinchner Modell. https://www.justiz.bayern.de/media/
images/behoerden-und-gerichte/amtsgerichte/muenchen/familiensachen/2025.03.19_leitfaden_miinchner_modell.pdf (abgerufen
am 02.04.2026).
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Hiirden in der Praxis

Ein zentrales Problem mit Blick auf die Vereinba-
rung von Taterarbeit im Rahmen von Vergleichen
ist ihre Vollstreckung. In der Praxis kommt es
durchaus vor, dass sich Tater im Rahmen eines
Vergleichs nach § 156 Abs. 1S. 1, Abs. 2 FamFG
freiwillig zur Teilnahme an einem sozialen Trai-
ningskurs verpflichten. Dem Familiengericht ste-
hen bei Nichtbefolgung zwar die allgemeinen Mit-
tel der Zwangsvollstreckung zur Verfligung, aus
Gesprachen mit Richter*innen ergibt sich jedoch,
dass dies die Tater nicht unbedingt dazu bewege,
an dem Trainingskurs teilzunehmen. Aus diesem
Grund sahen sie teilweise davon ab, solche Ver-
gleiche zu schlieBen. Stattdessen wirden sie eine
Absichtserklarung des Taters hinsichtlich der Teil-
nahme an einem sozialen Trainingskurs in das Ver-
handlungsprotokoll aufnehmen, was sich in der
Praxis als ebenso wirksam erweise, wie ein Ver-
gleich. Ein ahnliches Problem ergibt sich im Rah-
men der Anordnung von MaBnahmen bei Gefahr-
dung des Kindeswohls geman § 1666 BGB. Eine
solche Anordnung hangt ebenfalls von der Mitwir-
kung des Taters ab, sodass die Anordnung nur
sinnvoll erfolgen kann, wenn der Tater der MaB-
nahme zustimmt (siehe oben).

Richter*innen berichten, dass parallel stattfinden-
de Strafverfahren das Problem verstarken kénnen,
dass Tater keine Einsicht flr ihre begangene
Gewalt zeigen. Dies liege darin begriindet, dass
Verteidiger*innen ihren Mandanten rieten, sich
nicht zu den Gewaltvorwirfen zu duBern. In
solchen Fallen erscheine eine Verweisung fur

die Richter*innen haufig als nicht zielflihrend:

»Wir haben gestern dartber gesprochen, dass die
Kurse doch auch Leute nehmen, die am Anfang
noch nicht ganz so einsichtig sind. Man wirde
dann gemeinsam mit ihnen die Motivation suchen
und entdecken. Falls das funktioniert, ware es
schon. Also ich habe die Erfahrung nicht gemacht,
dass das funktioniert. Ich habe also jetzt schon
diverse Eltern ins [Name eines Taterarbeitspro-
grammes] geschickt, wo ja dann erst mal so Vor-
gesprache stattfinden, und da soll ja dann die
Motivation entdeckt werden. Ich habe bislang nur
immer die Meldung zurtickgekriegt, dass das
leider nicht funktioniert hat.“

Familienrichter*in am Amtsgericht

Zudem gibt es bestimmte Fallkonstellationen, in
denen die interviewten Richter*innen eine Verwei-
sung nicht als passende MaBnahme ansehen. Dies
betreffe unter anderem Falle, in denen die gewalt-
betroffene Frau sich trennt und der Tater keinen
Umgang mit dem Kind anstrebt. Hier sahen Rich-
ter*innen haufig von einer Verweisung in Taterar-
beit ab:

,»Also das muss ja tatsachlich zu der familiaren
Konstellation passen, so ein Training anzubieten.
Es gibt bei uns diverse Falle von Gewalt, wo die
einzige Losung ist, die Familie einfach zu trennen
und auseinanderzuhalten, wo der Gewalttater sich
hier bei uns auch gar nicht mehr meldet. Also der
kommt dann auch gar nicht zu irgendwelchen Ter-
minen oder meldet sich zur Akte. Und dann mis-
sen wir Uber solche Fragen auch gar nicht nach-
denken. Also wenn das Gewaltopfer dann das Kind
nimmt und sagt ich ziehe weg oder ich trenne mich
und will dich nie wieder sehen und er meldet sich
dann auch nicht, dann muss man solche Fragen
nicht in Betracht ziehen. Also da komme ich gar
nicht so weit, dass ich nach einer Einsichtsfahig-
keit frage, sondern dann stelle ich nur fest: Okay,
sie sind getrennt. Er meldet sich nicht. Wir sitzen
im Termin ohne ihn dann.*

Familienrichter*in am Amtsgericht

Die Schilderungen der Richter*innen verdeutli-
chen, dass Tater in diesen spezifischen Konstella-
tionen durch das Raster familiengerichtlicher Wei-
sungsmadglichkeiten fallen.

Laut der Richter*innen seien Verfahren, die ein
Umgangsrecht des Vaters mit seinem Kind zum
Gegenstand haben, haufiger fur eine Anordnung
sozialer Trainingskurse geeignet. In solchen Fallen
konne die Teilnahme an einem Taterarbeitspro-
gramm in die Entscheidung Uber den Umgang mit
dem Kind einbezogen werden:

,Dann kann es sich zum Nachteil flirr den Vater
auswirken, wenn er so einen Kurs nicht besucht
hat. Das kann dann dem [Umgang] im Wege ste-
hen oder bei der Erwagung ein negativer Aspekt
sein, ob man irgendwann in einen unbegleiteten
Umgang Ubergehen kann.“

Familienrichter*in am Amtsgericht
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Auch der*die Verfahrensbeistand*in weist darauf
hin, dass eine Uberweisung in Taterarbeitspro-
gramme flr sie besonders dann sinnvoll erscheint,
wenn der Tater noch Kontakt zu seinen Kindern
habe. Dann sei die Motivation des Taters meist
groBer und die Arbeit wirke sich positiv auf das
Kindeswohl aus. Es wird deutlich, dass die zu
erwartende Mitwirkung des Taters fir Richter*in-
nen und Verfahrensbeistand*innen eine zentrale
Voraussetzung darstellt, ihn in ein Programm zu
verweisen.

Ein weiterer Faktor, der in der Praxis der Anord-
nung von Taterarbeit entgegensteht, ist die mogli-
che Langfristigkeit dieser MaBnahme. Die inter-
viewten Familienrichter*innen weisen darauf hin,
dass ein hoher Erledigungsdruck an den Gerichten
oftmals dazu flihre, dass langerfristige MaBnah-
men, wie die Teilnahme an einem Taterarbeitspro-
gramm, nicht beschlossen wiirden. Solange der
Trainingskurs nicht abgeschlossen sei, konne
der*die Richter*in das Verfahren nicht formell
beenden:

,Das [...] finde ich insofern flir meine Arbeit nicht
so schon, weil das Verfahren offen bleibt, bis das
dann irgendwann abgeschlossen worden ist. Falls
der Tater nicht einsichtig ist, kann das sich ziem-
lich lange hinziehen. Das Bestreben hier ist immer
eher auch ein Verfahren abzuschlieBen und nicht
zu warten und dann irgendwann wieder von vorne
anzufangen.”

Familien*richterin am Amtsgericht

Daruber hinaus zeigen Einblicke in die Praxis, dass
viele Richter*innen das Konzept der Taterarbeit,
den Standard der BAG TaHG sowie spezialisierte
Einrichtungen nicht kennen. Informationen erhalten
sie meist nur Uber Fortbildungen, wenn sie diese
freiwillig besuchen:

»LEs] istimmer unser ganz personliches Engage-
ment oder fehlendes Engagement oder wie man
durch Zufall auf irgendwelche Institutionen trifft.
Manchmal werden hier Flyer verteilt. Manchmal
werden Informationen Uber die Hausleitung per

E-Mail weitergereicht. Und ansonsten ist es eige-
nes Engagement, sich da Gedanken zu machen.
Ja, tatsachlich erhalten wir da Informationen nur,
wenn wir sie uns selbst suchen. Manchmal, selten
aber, Uber die Jugendamter.*

Familienrichter*in am Amtsgericht

Mitunter erfolgt eine Sensibilisierung auch durch
Rechtsanwalt*innen, die im Verfahren auf die Mog-
lichkeit der Taterarbeit hinweisen.'® Doch selbst
wenn Kenntnisse Uber entsprechende Programme
vorliegen, wird haufig lediglich die Teilnahme an
einem Kurs angeordnet ohne nahere Vorgaben zur
inhaltlichen Ausgestaltung.”®® So kame es vor, dass
Richter*innen lediglich die ihnen bekannten Ein-
richtungen in der Region empfehlen, ohne danach
zu differenzieren, ob das Programm inhaltlich pas-
send flr den jeweiligen Tater sei. Die Tater miiss-
ten sich dann weiter eigenstandig um einen Platz
bemihen und dem Gericht dann entsprechende
Nachweise vorlegen.

Auch bei Verfahrensbeistand*innen sei das Wissen
um Taterarbeitskonzepte begrenzt: Um eine Emp-
fehlung fur Taterarbeit auszusprechen, missten
Verfahrensbeistand*innen zunachst das AusmanB
der Gewalt feststellen. Je nach Schweregrad wag-
ten sie dann ab, ob kurzzeitige Anti-Gewalt-Trai-
nings ausreichen oder umfassende Programme
gegen hausliche Gewalt notwendig seien. Da spe-
zifisches Wissen Uber Taterarbeit selten Teil der
Ausbildung sei, stlitze sich die Expertise dabei
meist nur auf punktuelle Fortbildungen. An stan-
dardisierten Verfahrensablaufen fehle es ganzlich.
In der Praxis fiihre dies dazu, dass — analog zur
Vorgehensweise von Familienrichter*innen — Ver-
fahrensbeistand*innen primar die Teilnahme an
Programmen von regional bekannten Einrichtun-
gen empfahlen. Detaillierte Kenntnisse liber Pro-
gramminhalte oder die Qualitatsstandards der
BAG TaHG lagen dabei oft nicht vor. Da es ohnehin
nur wenige Einrichtungen gebe, werde die unter-
schiedliche Qualitat der Angebote in der Praxis
zudem oft nicht weiter geprft.

108 Deutschlandfunk (11.08.2025): Hausliche Gewalt. Die Pravention setzt selten beim Tater an, (00: 06:35), https://www.
deutschlandfunk.de/haeusliche-gewalt-warum-praevention-so-selten-beim-taeter-ansetzt-100.html (abgerufen am 26.08.2025).

109 Koesling (2020), S. 287.
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AuBerdem zeigt sich, dass Richter*innen auf die
Expertise der Mitarbeitenden der Taterarbeitsein-
richtungen hinsichtlich des Umgangs mit Tatern
angewiesen sind, wenn diese beispielsweise eine
Teilnahme der zugewiesenen Tater am Taterar-
beitsprogramm aufgrund von psychischen Erkran-
kungen oder einer Suchterkrankung ablehnen.
Nicht selten sprachen sie daraufhin den Rich-
ter*innen gegentiber Empfehlungen aus,

welche anderen Formen der Betreuung, wie
beispielweise eine Suchtberatung, geeignete
Alternativen fur die Tater darstellen.

Die Richter*innen schildern zudem Fallkonstellati-
onen innerhalb von Kinderschutzverfahren, in
denen sich die Eltern nicht trennen, trotz beste-
hender Gewaltvorkommnisse des Vaters gegen die
Mutter und das Kind. Ein*e befragte*r Richter*in
beschreibt in diesem Zusammenhang die Bemu-
hungen, den gewaltausibenden Vater zur Teilnah-
me an einem Taterarbeitsprogramm zu bewegen:

»,Da finde ich es dann ganz wichtig, in solchen
Situationen tatsachlich noch mal den Blick drauf
zu haben, mit Auflagen zu arbeiten und das dann
auch zu kontrollieren, was ich dann auch regel-
maBig nach Ablauf einiger Monate gemacht habe.
Naturlich begleiten wir die Familie nicht so lange,
dass man mit Sicherheit sagen kann, es passiert
nichts mehr. Aber den Besuch dieser Kurse kann
man sich ja ohne Weiteres nachweisen lassen.”

Familienrichter*in am Amtsgericht

Die Verfahrensbeistand*innen und Richter*innen
berichten, dass sie in Fallen anhaltender Gewalt
des Vaters die Fremdplatzierung — also die Inob-
hutnahme der Kinder durch das Jugendamt und
damit zusammenhangende Schritte wie die Unter-
bringung in Pflegefamilien — als Konsequenz in
Betracht zégen.

Schlussfolgerung

Die Zuweisungsmaoglichkeiten im Familienrecht
sind grundsatzlich geeignet, Pravention in Form
von Taterarbeitsprogrammen im familienrechtli-
chen Verfahren zu verankern. Allerdings sind die
rechtlichen Grundlagen derart ausgestaltet, dass

10 Franke (2023), S. 41-42.
M Criffing u.a. (2002), S. 310.

sie die Taterarbeit nicht explizit benennen und
damit die Anordnung einer solchen MaBnahme
stark von der Sensibilitdt und dem Kenntnisstand
der*des jeweiligen Richter*in abhangt. Eine M6g-
lichkeit, die Anordnung von Taterarbeit in kind-
schaftsrechtlichen Verfahren zu starken, ist daher,
die Teilnahme an einem sozialen Trainingskurs
explizit in den MaBnahmenkatalog des § 1666
Abs. 3 BGB aufzunehmen."°

Zudem stellt es ein Problem dar, dass Tater, die
nicht mehr in einer Beziehung mit der gewalt-
betroffenen Frau sind und kein Interesse an einem
Umgang mit ihrem Kind haben, durch das Raster
familiengerichtlicher Weisungsmadglichkeiten
fallen. Die Reflexion des eigenen Gewaltverhaltens
sollte nicht vom Fortbestand der Paarbeziehung
abhangen, denn sonst kann es passieren, dass
Tater von Gewalt in (Ex-)Partnerschaften die
zugrundeliegenden Muster — Kontrollbedirfnis,
erlernte Konfliktstrategien — in weitere Lebens-
bereiche, so etwa in neue Partnerschaften, den
Umgang mit Kindern, das soziale Umfeld tragen.
Daher sollte der Zugang zur Taterarbeit auch flr
diese Gruppe sichergestellt werden. Hierbei kann
der proaktive Ansatz eine entscheidende Rolle
spielen, um den Weg in die Programme jenseits des
familiengerichtlichen Verfahrens zu unterstitzen.

Die Verweisung von Tatern in entsprechende Pro-
gramme auch innerhalb bestehender Paarbezie-
hungen ist von zentraler Bedeutung, da gewaltbe-
troffene Frauen oft mehrere Anlaufe bendtigen,
bevor ihnen eine endglltige Trennung gelingt, und
sie so Gefahr laufen," das Sorgerecht fir ihre Kin-
der zu verlieren. In diesem Zusammenhang bietet
die Anwendung des Minchner Sonderleitfadens
(siehe oben) eine wirksame Unterstitzung, um
betroffene Frauen schrittweise bei der Losldsung
aus der Gewaltbeziehung zu begleiten.

Damit die mdglichen Anwendungsfalle erkannt und
die gesetzlichen Grundlagen auch passgenau
genutzt werden, sind verpflichtende Aus- und
Fortbildungen der Fachkrafte, insbesondere Rich-
ter*innen und Verfahrensbeistand*innen, von
groBer Relevanz. Sie befahigen dazu, Gewalt in
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(Ex-)Partnerschaften zu erkennen, bereits stattge-
fundene Ubergriffe zu identifizieren und angemes-
sene MaBnahmen, wie die Teilnahme an sozialen
Trainingskursen, anordnen zu kdnnen. Deutsch-
land ist zur Durchflihrung solcher SchulungsmaB-
nahmen zudem gemaB Art. 15 Istanbul-Konvention
volkerrechtlich verpflichtet."?

Dabei ist stets zu beachten, dass es nicht ausrei-
chend ist, nur abstrakt Uber das Konzept der
Taterarbeit zu informieren. Es sollten auch konkre-
te regionale Angebote sowie Qualitatsstandards
(z.B. der Standard der BAG TaHG) bekannt
gemacht werden, damit die Richter*innen und Ver-
fahrensbeistand*innen ein inhaltlich passendes
Angebot fur die jeweilige Person auswahlen bezie-
hungsweise empfehlen kénnen. Mit Blick auf Ver-
fahrensbeistand*innen ist positiv hervorzuheben,
dass sie gemaB § 158a Abs. 1S. 4 FamFG bereits
verpflichtet sind, sich alle zwei Jahre fortzubilden.
Inhaltliche Vorgaben zu dieser Fortbildungspflicht
enthalt diese Vorschrift jedoch nicht.

Hinsichtlich der kiinftig in Kraft tretenden Anord-
nungsmoglichkeit von Taterarbeit im Gewaltschutz-
gesetz ist darauf hinzuweisen, dass Qualitatsstan-
dards unerlasslich fur den Erfolg dieses Vorhabens
sind. Hierfir ist die Verankerung von Mindeststan-
dards in Form einer Durchfiihrungsverordnung zum
Gewaltschutzgesetz empfehlenswert. Flr bestimm-
te Tatergruppen, wie etwa Sexualstraftater, existie-
ren derzeit keine bundeseinheitlichen Standards,
sodass diesbezuiglich die Erarbeitung solcher
Standards nach Vorbild der BAG TaHG erforderlich
sind."™®

Angesichts der beschlossenen Gesetzesanderung
und den Beobachtungen aus der Praxis, dass eine
passgenaue Auswahl von Taterarbeitsprogrammen
teilweise bereits daran scheitert, dass gar keine ent-
sprechenden Einrichtungen zur Verfliigung stehen,
wird deutlich, dass die Anzahl der Taterarbeitsein-
richtungen ausgebaut und dringend seitens der
Lander mit den nétigen finanziellen Ressourcen

112 Deutsches Institut fir Menschenrechte (2024), S. 145-146.
13 Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2025), S. 21-22.

ausgestattet werden mussen. Zudem ist dies auch
unerlasslich fur die Arbeit der Richter*innen, die
zur Erflllung ihrer Aufgaben auf die Expertise der
Mitarbeitenden aus den Taterarbeitseinrichtungen
zurlickgreifen.

3.6 Jugendamt und Jugendhilfe

Eine klar abgrenzbare Fallgruppe betrifft den
Bereich des Jugendamtes und der Jugendhilfe, der
laut Statistik der BAG TaHG den zweithaufigsten
Zugang zur Taterarbeit darstellt."™ Hierbei geht es
um Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren, die in
einem von Gewalt in Partnerschaften gepragten
Umfeld leben und deren Entwicklung als gefahrdet
eingeschatzt wird.

Rechtliche Grundlagen

Das Jugendhilferecht ist, insbesondere seit Ande-
rungen durch das Bundeskinderschutzgesetz,
stark auf praventive und unterstitzende MaBnah-
men ausgerichtet™ Dies macht es zu einem wich-
tigen Regelungsfeld fiir die Taterarbeit, welche
einen Teil praventiver MaBnahmen bei Gewaltrisi-
ken in Familien darstellen kann. Der praventive
familienunterstlitzende Auftrag der Jugendhilfe
kommt unter anderem in § 16 Sozialgesetzbuch
(SGB) VIII zum Ausdruck. Demnach werden die
Trager offentlicher Jugendbildung verpflichtet,
Leistungen anzubieten, die die Erziehung in der
Familie fordern."™® Adressiert werden sollen laut

§ 16 Abs. 1S. 2, 3 SGB VIl unter anderem die The-
men Beziehung, Konfliktbewaltigung und gewalt-
freie Konfliktldsung in der Familie. Da die Aufzah-
lung der moglichen Leistungen in § 16 Abs. 2
SGBV VIl nicht abschlieBend ist,”” kénnen auch
Taterarbeitsprogramme — da diese den gesetzlich
vorgegebenen Zielsetzungen der gewaltfreien
Konfliktbewaltigung entsprechen - zu diesen all-
gemeinen Erziehungsférderungsleistungen der
Jugendhilfe gehoéren. Haufig erbringen die Trager
der Jugendhilfe diese Leistungen in Kooperation
mit anderen offentlichen oder privaten Tragern,

114  Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V. (2024a), S. 17.

115 Gernhuber / Coester-Waltjen (2020), § 50 SGB VIil, Rn. 1-3.
116  Tillmanns (2024), § 16 SGB VIII, Rn. 2 (MiiKo BGB).
17 Ebd., Rn. 4.
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wie etwa Wohlfahrtsverbanden."® Zusatzlich zu
dieser allgemeinen Pflicht zur Férderung der Erzie-
hung gibt es die Pflicht, Hilfen zur Erziehung
bereitzustellen, welche in §§ 27-35 SGB VIl naher
ausgestaltet sind. Die Hilfen zur Erziehung sind
jedoch nicht auf die explizit gesetzlich genannten
Angebote beschrankt. Vielmehr handelt es sich um
einen nicht abgeschlossenen Katalog. Angesichts
dessen, dass gemaB § 27 Abs. 2 S. 2 HS. 2 SGB
VIl das soziale Umfeld des Kindes einbezogen
werden soll, erscheint auch hier Taterarbeit als
mogliche MaBnahme der Erziehungshilfe."® Wah-
rend die Angebote nach §§ 16 ff. SGB VIII starker
praventiv ausgerichtet sind, greifen die Hilfen nach
§§ 27 ff. SGB VIl erst ein, wenn Wohl und Erzie-
hung des Kindes nicht mehr gewahrleistet sind.'?°
Fur das Ergreifen von MaBnahmen nach § 27 Abs. 1
SGB VIl bedarf es jedoch keiner Kindeswohlge-
fahrdung nach MaBstab des § 1666 BGB, sodass
das Jugendamt friihzeitiger aktiv werden kann,

als es das Familiengericht kénnte.”? Die Angebote
werden nur mit Einverstandnis der betroffenen
Person durchgefihrt.’?? Eine verpflichtende Anord-
nung der Teilnahme an einem Taterarbeitspro-
gramm ist damit somit nicht verbunden.

Zudem hat das Jugendamt gemaB § 8a Abs. 1 SGB
VIIl den gesetzlichen Auftrag, bei Anhaltspunkten
fur Kindeswohlgefahrdungen Gefahrdungsein-
schatzungen vorzunehmen und gegebenenfalls
die erforderlichen MaBnahmen zu ergreifen. Zu
diesen MaBnahmen kann auch das Anbieten von
Hilfen gehdren, soweit dies zur Abwendung der
Gefahrdung des Kindes geeignet und notwendig
erscheint (§ 8a Abs. 1S. 3 SGB VIIl). Der Begriff
der Hilfeangebote ist nicht klar umgrenzt und
umfasst daher nicht nur die im Gesetz explizit
benannten Leistungen der Jugendhilfe, sondern
auch weitere MaBnahmen, die der Abwendung
der Kindeswohlgefahrdung dienen kénnen.™ Ein
Taterarbeitsprogramm kann daher ebenfalls als
Hilfeangebot zum Zwecke des Kindesschutzes

118 Ebd.

119 Tillmanns (2024), § 27 SGB VIII, Rn. 6 (MiiKo BGB).

120 Tillmanns (2024), § 28 SGB VIII, Rn. 2 (MiiKo BGB).

121 Minder / Meysen [ Wiesner (2011), S. 245.

122 Ebd., S. 262-263.

123 Tillmanns (2024), § 8a SGB VI, Rn. 7 (MiiKo BGB).

124 Gernhuber / Coester-Waltjen (2020), § 50 SGB VIII, Rn. 5.
125 Berneiser / Diehl (2022), § 50, Rn. 81 (LPK-SGB VIil).

126 Wabnitz (2022), § 81, Rn. 13 (LPK-SGB VIII).

unterbreitet werden. Bei Anzeichen fir eine Kin-
deswohlgefahrdung kann auch die Einschaltung
des Familiengerichtes erforderlich werden (§ 8a
Abs. 2 SGB VIIl). Das Jugendamt agiert dann als
unterstiitzender Akteur im gerichtlichen Verfahren,
unter anderem indem es Informationen lber den
Fall teilt und auf weitere Moglichkeiten der Hilfe
hinweist (§ 50 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 SGB VIII)."?* Das
Gesetz gibt lediglich vor, dass das Jugendamt das
Familiengericht mit fachlicher Expertise unter-
stltzt. Die inhaltliche Ausgestaltung dieser Unter-
stlitzung ist jedoch bewusst offengelassen, sodass
der Interventionsbedarf durch das Jugendamt
nach pflichtgemaBem Ermessen bestimmt werden
kann.'?® Somit kann auch der Ausspruch einer
Empfehlung an das Gericht, die Teilnahme an
einem Taterarbeitsprogramm anzuordnen, von
diesem Unterstiitzungsauftrag umfasst sein.

Die Trager der offentlichen Jugendhilfe sind
gemaB § 81 SGB VIl dazu verpflichtet, mit anderen
einschlagigen Stellen und 6ffentlichen Einrich-
tungen strukturell zusammenzuarbeiten. Zu den
Stellen der nicht abschlieBenden Liste in dieser
Vorschrift gehdren auch Einrichtungen und Dienste
zum Schutz gegen Gewalt in engen sozialen
Beziehungen. Bei Taterarbeitseinrichtungen
handelt es sich jedoch nicht um Schutzeinrichtun-
gen. Gemeint sind damit beispielsweise Frauen-
hauser, die eine Unterkunft bei akuter Gewaltbe-
drohung bieten. Die Zusammenarbeit zwischen
Einrichtungen der Jugendhilfe und Taterarbeitsein-
richtungen wird hierdurch daher nicht strukturell
verankert.’6

Hirden in der Praxis

In der Praxis erweist sich eine enge Kooperation
zwischen Jugendamtern und Taterarbeitseinrich-
tungen als essenziell flr einen weiterreichenden
Einsatz von Taterarbeitsprogrammen. Eine Fach-
kraft berichtet, dass bei polizeilichen Einsatzen
wegen hauslicher Gewalt, an denen Kinder betei-
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ligt sind, das zustandige Jugendamt routinemaBig
informiert werde. Dieses nehme anschlieBend
Kontakt zu den Eltern auf und Gibergebe haufig
dem Vater Informationsmaterial zu Taterarbeitsein-
richtungen, um friihzeitig auf Unterstitzungsange-
bote hinzuweisen und PraventionsmaBnahmen zu
ermoglichen. In der Praxis hdnge dieser Ablauf
aber sehr davon ab, inwieweit eine starke Zusam-
menarbeit zwischen Taterarbeitseinrichtungen und
Jugendamt etabliert sei.

Trotz der vielfaltigen rechtlichen Grundlagen fir
das Jugendamt und die Jugendhilfe, Taterarbeit in
ihre praventiven Angebote einzugliedern, werden
diese Mdoglichkeiten bislang noch selten genutzt.
Auch wenn die Statistik der BAG TaHG den

Weg Uber das Jugendamt und Jugendhilfe mit

24 Prozent als den zweithaufigsten Zugangsweg
beschreibt, befanden sich, laut einer Fachkraft der
BAG TaHG, die Empfehlungen seitens der Jugend-
amter in der Summe auf einem niedrigen Niveau.
Als mdgliche Grunde werden ein geringes Bekannt-
heitsniveau der Taterarbeit im Bereich huslicher
Gewalt sowie eine bislang unzureichende Zusam-
menarbeit von Taterarbeitseinrichtungen und
Jugendamtern sowie Einrichtungen der Jugendhilfe
vermutet. Dies beglinstige zudem Vorbehalte oder
Unkenntnis bezlglich der Inhalte und Ziele der
Taterarbeitsprogramme.™ Die gesetzlichen Rege-
lungen, die solche sozialen Trainingskurse nicht
explizit als mogliches Angebot benennen, beglinsti-
gen diesen Zustand der unzureichenden Sensibili-
sierung der Fachkrafte in Jugendamtern und
Jugendhilfeeinrichtungen. Ohne Hinweis auf diese
PraventionsmaBnahme hangt es maBgeblich vom
Kenntnisstand der Einzelperson ab, ob Taterarbeit
als moégliche Hilfe oder Forderleistung in Betracht
gezogen und empfohlen wird.

Schlussfolgerung

Die Einblicke in die Praxis zeigen auf, dass Koope-
rationsstrukturen zwischen den relevanten Akteu-
ren Grundvoraussetzung fir eine starkere Nutzung
von Taterarbeitsangeboten ist. Eine Stellschraube,
um diese Kooperation zu starken, ware die Erwei-
terung des Kataloges der strukturellen Zusammen-

127 Made (2021), S. 44-45.

arbeit des Jugendamtes mit anderen Stellen und
offentlichen Einrichtungen in § 81 SGB VIII. Wie
oben erlautert, werden Taterarbeitseinrichtungen
in der Aufzahlung bislang nicht explizit benannt.
Auch wenn aufgrund des nicht abschlieBenden
Charakters der gesetzlichen Aufzahlung Taterar-
beitseinrichtungen auch unter der geltenden
Rechtslage umfasst sein konnen, ware eine Nen-
nung im Gesetzestext eine Mdglichkeit, die Bedeu-
tung dieser Einrichtungen hervorzuheben und ihre
Wahrnehmung in der Praxis als Kooperationspart-
ner zu starken. Die Pflege solcher Kooperations-
strukturen erfordert jedoch zusatzliche personelle
Kapazitaten, die nur durch eine verlassliche und
ausreichende Finanzierung bereitgestellt werden
kdnnen. Die angemessene Ausstattung der Jugend-
amter und der Einrichtungen der Jugendhilfe mit
finanziellen Mitteln durch den staatlichen Haushalt
ist daher essenziell. Darliber hinaus zeigt sich in der
Praxis ein Wissensdefizit mit Blick auf Taterarbeits-
programme, sodass hier mit entsprechenden Inhal-
ten in Aus- und Fortbildungsveranstaltungen fir
Fachkrafte in Jugendamt und Jugendhilfe entge-
gengewirkt werden sollte. Auch diese Berufsgruppe
wird von der volkerrechtlichen Verpflichtung aus
Art. 15 Istanbul-Konvention zur Durchfiihrung

von Aus- und Fortbildungen auf dem Gebiet
geschlechtsspezifische Gewalt erfasst.

3.7 Gewaltbetroffene Frauen
ohne Kinder

Laut einer Fachkraft in einer Taterarbeitseinrich-
tung erfahren viele gewaltbetroffene Frauen ohne
Kinder erst durch die Beratung in Frauenberatungs-
stellen von Taterarbeitsprogrammen. Sie kénnen
dann dem Téater selbst zur Teilnahme raten oder
Strafanzeige erstatten, in der Hoffnung, dass ein
Gericht einen entsprechenden Kurs anordnet.
Unter anderem aufgrund von fehlendem Vertrauen,
zbgern gewaltbetroffene Frauen jedoch oft, sich an
die Polizei zu wenden.?8 Entsprechend gering sind
die Anzeigequoten von Frauen bei psychischer
und korperlicher Gewalt in (Ex-)Partnerschaften:
weniger als 5 Prozent von ihnen erstatten Straf-

128 Council of Europe, GREVIO / Bundesministerium fuir Familie Senioren, Frauen und Jugend (2022), Ziff. 292.
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anzeige gegen den (Ex-)Partner.?® Eine Fachkraft
der BAG TaHG beschreibt, dass in diesem Szena-
rio der gewaltbetroffenen Frau mit dem Stellen
einer Strafanzeige ein groBer erster Schritt
abverlangt werde, um die Teilnahme des Taters an
einem entsprechenden Programm anzuregen.

Der proaktive Ansatz, bei dem Tater unmittelbar
nach einem polizeilichen Einsatz durch die
Kooperation mit einer Taterarbeitseinrichtung in
ein soziales Trainingsprogramm vermittelt werden
kdénnen, nimmt den gewaltbetroffenen Frauen
diese Verantwortung dadurch ab und bietet des-
halb fir diese Gruppe eine zentrale Unterstiitzung.
Daruber hinaus stellen die beschlossenen Geset-
zesanderungen im Gewaltschutzgesetz fir diese
Betroffenengruppe eine vielversprechende Moég-
lichkeit dar. Stellt eine Betroffene einen Antrag auf
Anordnung eines Kontakt- oder Naherungsverbo-

Gute Praxis: Das Caledonian System

tes nach § 1 des Gewaltschutzgesetzes, kann das
Gericht (ab Inkrafttreten der Gesetzesanderung)
diese Anordnung mit einer Verpflichtung des
Téaters zur Teilnahme an einem sozialen Trainings-
kurs oder einer Gewaltpraventionsberatung ver-
binden. Auch wenn die Entscheidung Uber diese
zusatzliche Anordnung von Amts wegen ergeht,
steht es, laut den interviewten Richter*innen, der
Betroffenen frei, in ihrer Antragsschrift darauf hin-
zuweisen, dass sie die Anordnung von Taterarbeit
begehrt. Auf diese Weise kann die Betroffene, im
Vergleich zum strafrechtlichen Verfahren, starker
beeinflussen, ob eine Anordnung von Taterarbeit
erfolgt oder zumindest erwogen wird. Die Ent-
scheidung, ob Taterarbeit nach dem Gewalt-
schutzgesetz tatsachlich angeordnet wird, liegt
jedoch weiterhin beim Gericht.

Das Caledonian-System in Schottland verfolgt einen integrierten Gesamt-Familien-Ansatz, um Gewalt
in (Ex-)Partnerschaften zu bekampfen. Es arbeitet mit den Tatern zusammen, um deren Verhalten zu
andern, und bietet gleichzeitig getrennte Unterstiitzung fiir deren (Ex-)Partnerinnen und Kinder an.
Manner, die wegen solcher Gewalt verurteilt wurden, werden dem Programm entweder als Teil einer
Bewahrungsauflage im Rahmen einer gemeinnutzigen Arbeit (Community Payback Order) oder als
Auflage bei der Entlassung aus dem Gefangnis zugewiesen. In bestimmten Regionen kénnen sich
Manner auch selbst anmelden, ohne ein Gerichtsverfahren durchlaufen zu missen. Das Programm
dauert mindestens zwei Jahre und umfasst mindestens 14 Einzelgesprache zur Vorbereitung und
Motivation. Darauf folgt eine Gruppenarbeitsphase von mindestens 26 wochentlichen, dreistiindigen
Sitzungen sowie eine anschlieBende Einzelbetreuung nach der Gruppe. Das Angebot fir Frauen ist
freiwillig und zielt darauf ab, ihre Sicherheit zu erhéhen, Risiken zu verringern und ihre psychische
Gesundheit zu verbessern, indem Unterstiitzung, Sicherheitsplanung und praktische Hilfe angeboten
werden. Die Unterstitzung der Kinder beinhaltet, die Sicherheit des Kindes zu gewahrleisten sowie
sicherzustellen, dass die Rechte des Kindes gewahrt und seine Bedurfnisse erfillt werden.'*°

Schlussfolgerung

Fur gewaltbetroffene Frauen ohne Kinder ist es
zentral, umfassend Uber die Mdglichkeiten der
Taterarbeit sowie Uber die Antragstellung nach
dem Gewaltschutzgesetz informiert zu werden, um

als ein Vollzeitaquivalent pro Taterarbeitseinrich-
tung®™! und in den Frauenberatungsstellen durch-
schnittlich nur zwischen 0,6 und 5,2 Vollzeitaqui-
valente zur Verfigung standen,”®? der Austausch
jedoch mit enormen zeitlichen Ressourcen der Mit-

ihre Rechte effektiv wahrnehmen zu kénnen. Hier-
fur ist eine enge Kooperation zwischen Frauenbe-
ratungsstellen und Taterarbeitseinrichtungen uner-
lasslich. Da 2022 in acht Bundeslandern weniger

129 Leitg0b-Guzy / Bieber (2026), S. 15.

arbeitenden in den Einrichtungen einhergeht, ist

eine ausreichende Finanzierung der entsprechen-
den Einrichtungen zwingend notwendig. Das Cale-
donian-System aus Schottland fungiert als ,,Gute-

130 Scottish Sentencing Council (0.J.): CJS Caledonian System blog. https://www.scottishsentencingcouncil.org.uk/news-and-
media/spotlight-on-sentencing-blog/cjs-caledonian-system-blog (abgerufen am 02.04.2026).

131 Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2024), S. 161.
132 Ebd., S. 229.
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Praxis-Beispiel®, weil es einen umfassenden
Ansatz verfolgt, der allen Beteiligten Hilfsangebote
anbietet und auch Frauen ohne Kinder integriert.
Dieser Ansatz ist wichtig, weil nur so sichergestellt
werden kann, dass Frauen und Kindern die Mog-
lichkeit gegeben wird, umfassende Unterstiitzung
fur das Verarbeiten der erlebten und miterlebten
Gewalt zu erhalten. Parallel zu der Konstellation
gewaltbetroffener Frauen ohne Kinder greifen auch
fur Tater ohne Kinder die familienrechtlichen Ver-
weisungsmoglichkeiten nicht. Ihr Zugang in ein
Taterarbeitsprogramm hangt daher maBgeblich
von anderen Zugangswegden, insbesondere in
Form des proaktiven Ansatzes, ab.

3.8 Selbstmelder

Bezogen auf die Mitgliedseinrichtungen der BAG
TaHG bilden Personen, die selbst Kontakt zu
Taterarbeitseinrichtungen aufnehmen, die groBte
Teilnehmergruppe. Laut Statistik der BAG TaHG
machen sie 36 Prozent der Falle aus.”® Oft erfolgt
diese Meldung jedoch auf Anraten von Institutio-

nen oder Angehorigen und ist somit nicht rein in-
trinsisch motiviert.®* Laut einer Fachkraft der BAG
TaHG fanden viele Tater die Einrichtungen Gber
eine Online-Recherche. Nach dem BAG TaHG-
Standard sei daraufhin eine eigenstandige telefo-
nische Kontaktaufnahme Voraussetzung fir eine
Programmaufnahme. Anrufe von Partner*innen
oder anderen Bezugspersonen wurden nicht als
ausreichend gelten, da die Verantwortung fir die
Kontaktaufnahme nicht delegierbar sei. Denn
bereits im Erstgesprach wirde das Vorliegen von
Gewalthandeln aktiv thematisiert werden. Wird
dieses klar verneint, erfolge keine Aufnahme.
Fachberatungsstellen oder gewaltbetroffene Frau-
en kénnten demnach Tater lediglich auf Taterar-
beit hinweisen, sie aber nicht selbst anmelden.
Nach Einschatzung der BAG TaHG sei diese
Eigeninitiative entscheidend fiir den Erfolg der
Arbeit, da Taterarbeit mit der Ubernahme von Ver-
antwortung beginnen musse. Die spezifische
Arbeitsweise der BAG TaHG verdeutlicht an dieser
Stelle, dass der Zugangsweg Uber die Selbstmel-
dung der Tater vollends von ihrer eigenen Motiva-
tion abhangig ist.

133 Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V. (2025), S. 25.
134 Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche Gewalt e. V. (2024a), S. 17.
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4 Fazit und Empfehlungen

Die Analyse zeigt, dass Zugangswege in die
Taterarbeit bereits in vielen relevanten Bereichen
rechtlich verankert sind. Das Straf- und Strafpro-
zessrecht, Familienrecht, Kinder- und Jugendhil-
ferecht und teilweise das Polizeirecht enthalten
wichtige Vorschriften, die verpflichtende Zuwei-
sungen ermdglichen oder den Informationsfluss
von Taterarbeitseinrichtungen zum Tater struktu-
rell verankern. Trotz dieser bestehenden rechtli-
chen Grundlagen kommt Taterarbeit in der Praxis
bislang nicht flachendeckend zum Einsatz. Die
Einblicke in die Praxis geben Aufschluss daruber,
an welchen praktischen Hirden ein konsequenter
Einsatz von Taterarbeitsprogrammen als Praventi-
onsmaBnahme scheitert. Dabei zeichnen sich
Parallelen zwischen den verschiedenen Anwen-
dungsbereichen ab. Viele rechtliche Vorschriften
lassen sich zwar auf Taterarbeitsprogramme
anwenden, nennen dies aber nicht explizit im
Normtext. Taterarbeit kann in diesen Fallen nur
eingesetzt werden, wenn die befasste Fachkraft
sich der rechtlichen Anwendbarkeit bewusst und
auch praktisch Uber Taterarbeitsangebote infor-
miert ist. Fachgebietsibergreifend stellt dies eine
enorme Hirde dar, zumal es an verpflichtenden
Aus- und Fortbildungsangeboten mangelt, die fiir
geschlechtsspezifische Gewalt und nachhaltige
PraventionsmaBnahmen sensibilisieren. Die Ver-
weisung von Tatern in Taterarbeit kann nur erfolg-
reich sein, wenn die Fachkrafte durch diese Schu-
lungsmaBnahmen fir die Praventionskraft von
Taterarbeit sensibilisiert und dazu befahigt wer-
den, Zuweisungen in fachlich angemessene und
geeignete Kurse vorzunehmen. Hierfir sind
Kenntnis und Sensibilitat fir verschiedene Quali-
tatsstandards und regional verfligbare Angebote
erforderlich. Dies gilt sowohl fiir Richter*innen
und Staatsanwalt*innen als auch fir Verfahrens-
beistand*innen, Polizist*innen und Fachkrafte im
Justizvollzug, Jugendamt und Einrichtungen der
Jugendhilfe. Limitierend ist hierbei der Umstand,
dass die flachendeckende Versorgung mit Tater-
arbeitseinrichtungen derzeit nicht gewahrleistet
ist. Zudem operieren die bestehenden Einrichtun-

gen mit sehr begrenzten finanziellen und perso-
nellen Ressourcen.

Als weitere zentrale Herausforderung kristallisiert
sich heraus, dass der Erfolg der MaBnahme maB-
geblich von der Mitwirkung der Tater abhangt. Sei
es, weil die Verweisung in Taterarbeit oder die
Datenweitergabe die Zustimmung des Taters erfor-
dert oder die Durchsetzung einer gerichtlichen
Anordnung ohne Mitwirkung des Taters praktisch
nur begrenzt moglich ist. Gerichtliche Vollstre-
ckungsmittel reichen hierflr nicht immer aus. Als
besonders wirksam erweist sich die menschen-
rechtlich gebotene Verkniipfung mit dem
Umgangsrecht. Die Teilnahme kann dazu beitra-
gen, Gefahrdungen fir die gewaltbetroffene Per-
son und das Kindeswohl zu verringern. Daraus
ergibt sich fur viele Tater ein zusatzlicher Anreiz
zur Teilnahme an einem Taterarbeitsprogramm, da
diese dazu beitragen kann, die Voraussetzungen
fur die Ausubung des Umgangsrechts zu schaffen
oder zu verbessern.

Darlber hinaus gibt es Personengruppen, die in
der derzeitigen Regelungsstruktur nur begrenzt
abgebildet werden. In Bezug auf inhaftierte Perso-
nen in Justizvollzugsanstalten bestehen kaum
rechtliche Vorgaben mit Blick auf Taterarbeit, und
auch das tatsachliche Angebot an spezialisierten
sozialen Trainingskursen flr diese Personengrup-
pe ist unzureichend ausgestaltet. AuBerdem haben
gewaltbetroffene Frauen ohne Kinder weniger Mit-
tel, darauf hinzuwirken, dass ein Tater einen sozia-
len Trainingskurs besucht. Die Mdglichkeiten des
Familienrechts stehen diesen Frauen nicht offen,
die strafrechtlichen Wege sind fir die Privatper-
son, abgesehen von der Anzeigeerstattung und
Nebenklage, nur wenig beeinflussbar. Ahnliches
gilt fur jene Tater, die nach einer Trennung kein
Interesse an einem Umgangs- oder Sorgerecht fir
ihr Kind haben und daher durch familienrechtliche
MaBnahmen schwer erreichbar sind. Grundsatzlich
sollte die Zuweisung zur Taterarbeit nicht aus-
schlieBlich an eine Beziehungskonstellation mit
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der gewaltbetroffenen Frau oder den Kindern
geknipft sein, nicht zuletzt weil der Bedarf an Pra-
ventionsmaBnahmen eine gesamtgesellschaftliche
Notwendigkeit darstellt, die Gber den Kontext der
sozialen Nahbeziehung hinausgeht. Aus diesem
Grund stellt die kiinftig geltende Verankerung von
Taterarbeit im Gewaltschutzgesetz einen wichtigen
Schritt zur Starkung der Taterarbeit, unter ande-
rem zugunsten dieser Personengruppe, dar. Es ist
zudem besonders wichtig, dass das Konzept der
Taterarbeit als Teil eines umfassenden Praventi-
ons- und Schutzsystems etabliert und angewendet
wird, welches die Bedarfe der gewaltbetroffenen
Frauen und Kinder immer konsequent mitbertick-
sichtigt, indem beispielsweise Schutz- und Bera-
tungsangebote niedrigschwellig zur Verfiigung
gestellt und weiter ausgebaut werden.

Die in der Analyse vorgestellten Zugangswege bie-
ten fiir unterschiedliche Tatergruppen jeweils spe-
zifische Potenziale und sollten daher alle gleicher-
maBen gestarkt werden. Eine Teilnahme an einem
Kurs ist ein wichtiger Baustein, um gewaltvolles
Verhalten nicht nur nachtraglich zu sanktionieren,
sondern eine nachhaltige Verhaltensanderung zu
erreichen. Nur so kann an der Wurzel des Prob-
lems angesetzt und geschlechtsspezifische
Gewalt wirksam bekampft werden.

Die Berichterstattungsstelle geschlechtsspezifi-
sche Gewalt empfiehlt daher:

- Verpflichtende, standardisierte, kontinuierli-
che und qualifizierte Fortbildungen fiir alle
beteiligten Berufsgruppen: Die Fortbildungen
sollten sich an alle Berufsgruppen richten, so
etwa Richter*innen, Staatsanwalt*innen,
Polizeibedienstete, Fachkrafte in Justizvoll-
zugsanstalten, Verfahrensbeistand*innen und
Jugendamtsmitarbeitende. Ziel sollte sein,
ein tiefgreifendes Verstandnis fiir samtliche
Gewaltformen zu vermitteln und ein Bewusst-
sein fur die Notwendigkeit einer Verweisung
von Tatern in Taterarbeitsprogramme in Fallen
von Gewalt in (Ex-)Partnerschaften, aber auch
weiteren Kontexten, zu schaffen. Die Schulun-
gen sollten standardisiert, kontinuierlich und
qualitativ hochwertig durchgefiihrt werden.
AuBerdem sollten sie darauf ausgerichtet sein,
Kenntnisse Uber regional verfligbare Tater-
arbeitsprogramme und deren Spezifika zu ver-

mitteln und die Vernetzung mit den entspre-
chenden Akteuren zu unterstutzen.

Ausbau des Angebotes von Taterarbeits-
programmen: Bund und Lander sollten den
bedarfsgerechten Ausbau von Taterarbeit vor-
antreiben und die langfristige Finanzierung
sicherstellen. Dies gilt auch fur den Ausbau

von Angeboten in Justizvollzuganstalten ein-
schlieBlich ihrer strukturell verankerten Finan-
zierung. Bei dem Ausbau des Angebotes von
Taterarbeitseinrichtungen sollte der Standard
der BAG TaHG zum Einsatz kommen. AuBerdem
sollte darauf geachtet werden, dass der Ausbau
der Taterarbeitsprogramme inklusiv erfolgt,
unter anderem indem mehrsprachige Angebote
oder Dolmetscher*innen bereitgestellt werden.

Erarbeitung weiterer Qualitatsstandards: Der
Bund sollte Akteure aus der Praxis dazu anre-
gen und dabei unterstiitzen, weitere Standards
fur Taterarbeitsprogramme nach dem Vorbild
des Standards der BAG TaHG zu erarbeiten,
welche sich an bisher nicht adressierte Tater-
gruppen wenden, wie etwa Sexualstraftater
oder Tater*innen innerfamiliarer Gewalt.

Erweiterung gesetzlicher Grundlagen: Bund
und Lander solten in ihren jeweiligen Kompe-
tenzbereichen die gesetzlichen Grundlagen, die
Zugangswege in die Taterarbeit er6ffnen,
erweitern:

- Polizeirecht: In den Polizeigesetzen der
Lander sollte der proaktive Ansatz rechtlich
verankert werden. Dies erfordert die Befug-
nis fur die Polizeibediensteten, bei Einsédtzen
im Kontext hauslicher Gewalt die Daten des
Taters an eine Taterarbeitseinrichtung wei-
terzuleiten, damit diese dem Tater ein Bera-
tungsangebot unterbreiten kann. Eine solche
Befugnisnorm muss die datenschutzrechtli-
chen Belange des Taters wahren, indem die
weiterzuleitenden Daten klar definiert und
eine Loschpflicht bei Ablehnung des Bera-
tungsangebotes normiert wird. Als weniger
weitreichende Regelung kommt zudem die
Verankerung von Informationspflichten in
Betracht. Dies meint Vorschriften, die Poli-
zeibedienstete verpflichten, den Tater bei
Einsatzen im Kontext hauslicher Gewalt Uber
Taterarbeitsprogramme zu informieren.
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- Strafrecht: Der Katalog in § 56¢ Abs. 2

StGB, der aufzahlt, welche Anweisungen
das Gericht im Zusammenhang mit Bewah-
rungsstrafen treffen kann, sollte um eine
Nummer 7 erganzt werden, die lautet: ,,an
einem sozialen Trainingskurs teilzunehmen®,
Familienrecht: Der MaBnahmenkatalog in

§ 1666 Abs. 3 BGB, der dem Gericht in
Fallen von Kindeswohlgefahrdungen zur
Verfligung steht, sollte um eine neue Num-
mer 5 erganzt werden, die lautet: ,,Gebote
fur die Teilnahme an einem sozialen Trai-
ningskurs mit Zustimmung dieser Person®.
Gewaltschutzgesetz: Das Gesetz sollte
dahingehend erganzt werden, dass Quali-
tatsstandards fir die sozialen Trainingskurse
und flir Gewaltpraventionsberatungen in
einer Durchfilihrungsverordnung festgelegt
werden. Dabei sollte nicht nur auf den Stan-
dard der BAG TaHG verwiesen werden. Dies
wirde zu kurz greifen, da dies nicht alle
Tatergruppen adaquat inkludieren

wurde.

- Kinder- und Jugendhilferecht: In die Liste
der offentlichen Einrichtungen und anderen
Stellen, fir die der § 81 SGB VIl eine struk-
turelle Zusammenarbeit mit den Tragern der
offentlichen Jugendhilfe gesetzlich vor-
schreibt, sollte eine neue Nummer 8 aufge-
nommen werden, die lautet: ,Einrichtungen
fur die Arbeit mit Tatern hauslicher Gewalt*®.
Zusatzlich kann eine Verankerung des pro-
aktiven Ansatzes im Kinder- und Jugendhil-
ferecht dazu beitragen, die Nutzung von
Taterarbeit auch in diesem Kontext zu star-
ken.

Forschung und Evaluation im Bereich Tater-
arbeit: Mehr wissenschaftliche Untersuchun-
gen sowie Evaluationen von Taterarbeitspro-
grammen mit besonderem Fokus auf den
Aspekt der Mitwirkungsvoraussetzung der
Tater.
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6 Anhang

6.1 Liste der Interviews

Mitarbeiter*in der Bundes- Mai 2025
arbeitsgemeinschaft Tater-

arbeit Hausliche Gewalt e.V.
Mitarbeiter*in in einer Tater- Juni 2025

arbeitseinrichtung

Sozialarbeiter*in in einer
Justizvollzugsanstalt und in
einer Taterarbeitseinrichtung

August 2025

Zwei Familienrichter*innen September

am Amtsgericht 2025

Verfahrensbeistand*in September
2025

6.2 Leitfaden

Der Leitfaden wurde fur die jeweiligen Gruppen
von Expert*innen (Mitarbeitende aus Taterarbeits-
einrichtungen und der BAG TaHG, Sozialarbei-
ter*innen, Richter*innen, Verfahrenbeistand*innen)
entsprechend angepasst.

Situationsbeschreibung: Zugangsmaoglichkeiten
in die Taterarbeit

Leitfrage: Welche Mdglichkeiten des Zugangs zur
Taterarbeit ergibt sich in Inrem Arbeitsfeld?

Mogliche Nachfragen hinsichtlich folgender
Aspekte:
- Die Rolle des proaktiven Ansatzes

Herausforderungen der Zugangswege
Leitfrage: Welche Herausforderungen erschweren
den Zugang zur Taterarbeit in Ihrem Berufsfeld?

Mégliche Nachfragen hinsichtlich folgender
Aspekte:

- Praktische Umstande im Arbeitsalltag

- Rechtliche Voraussetzungen

Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure im
Hilfesystem

Leitfrage: Welche Rolle spielt die Zusammenarbeit
mit verschiedenen Akteuren des Hilfesystems?

Mogliche Nachfragen hinsichtlich folgender

Aspekte:

- Herausforderungen der Zusammenarbeit
(Stichwort: Vernetzung, Ressourcen, Abhangig-
keiten)

Forderungen
Leitfrage: Welche strukturellen Reformen kénnen
den Zugang verbessern?

Mogliche Nachfragen hinsichtlich folgender
Aspekte:

- Unterstitzungsbedarfe bei den Fachkraften
- Gesetzlichen Reformbedarf



44

ANHANG

6.3 Abkilirzungen

ASOG

AVG

BAG TaHG

Bbg PolG

BGB

BMJV

BremPolG

FamFG

GewSchG

Allgemeines Gesetz zum Schutz der
offentlichen Sicherheit und Ordnung
in Berlin

Allgemeines Verwaltungsverfahrens-
gesetz

Bundesarbeitsgemeinschaft
Taterarbeit Hausliche Gewalt e.V.

Brandenburgisches Polizeigesetz
Burgerliches Gesetzbuch

Bundesministerium der Justiz und fir
Verbraucherschutz

Bremisches Polizeigesetz
Gesetz Uber das Verfahren in
Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen

Gerichtsbarkeit

Gewaltschutzgesetz

GREVIO

JVA

LVwG SH

MUM

NPOG

SGB

SPG

SOG LSA

StGB

StPO

Group of Experts on Action against
Violence against Women and
Domestic Violence

Justizvollzugsanstalt

Landesverwaltungsgesetz
Schleswig-Holstein

Minchner Unterstliitzungsmodell
gegen hausliche Gewalt

Niedersachsisches Polizei- und
Ordnungsbehdrdengesetz

Sozialgesetzbuch
Sicherheitspolizeigesetz

Sicherheits- und Ordnungsgesetz
des Landes Sachsen-Anhalt

Strafgesetzbuch

Strafprozessordnung



Impressum

HERAUSGEBER

Deutsches Institut fir Menschenrechte
ZimmerstraBe 26/27 | 10969 Berlin
Tel.: 030 259 359-0
info@institut-fuer-menschenrechte.de
www.institut-fuer-menschenrechte.de

ANALYSE | JUNI 2026
ISBN 978-3-949459-93-1 (PDF)

ZITIERVORSCHLAG

Hickisch, Lilly-Allegra / Daetz, Anne / Krok, Jolanda
(2026): Was passiert mit den Tatern? Zugangs-
wege in die Taterarbeit in Recht und Praxis. Berlin:
Deutsches Institut flir Menschenrechte

LIZENZ

https://creativecommons.org/licenses/
by-nc-nd/4.0/deed.de

Gefordert vom:

m Bundesministerium
& fiir Bildung, Familie, Senioren,
Frauen und Jugend

TITELFOTO
© iStock.com / Marco VDM

SATZ
Bonifatius GmbH


mailto:info%40institut-fuer-menschenrechte.de?subject=
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de

Deutsches Institut fiir Menschenrechte

ZimmerstraBe 26/27
10969 Berlin

www.institut-fuer-menschenrechte.de



https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/

	Was passiert mit den Tätern?
	Vorwort 
	Inhalt
	Zusammenfassung
	Vorbemerkung
	1	Einleitung
	2	Arbeit mit Tätern häuslicher Gewalt
	3	Zugangswege in Recht und Praxis
	3.1	Methode
	3.2	Vorgaben der Istanbul-Konvention
	3.3	Polizei
	3.4	Strafjustiz
	3.5	Familiengerichte
	3.6	Jugendamt und Jugendhilfe
	3.7	Gewaltbetroffene Frauen ohne Kinder
	3.8	Selbstmelder

	4	Fazit und Empfehlungen
	5	Literatur
	6	Anhang 
	6.1	Liste der Interviews
	6.2	Leitfaden
	6.3	Abkürzungen

	Impressum




